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1.Stadt im Wandel, Stadt im Chaos

"Berlin  ist  eine Stadt  im Wandel.  Es  gibt  keine andere europäische Metropole,  die  sich 
täglich  so  stark  verändert.  Berlin erfindet sich  täglich  neu und weiß ihre vermeintlichen 
Schwächen in Stärke umzumünzen" (Online: Berlin.de (1)).

Das zitierte Bild – Berlin als Stadt im Wandel – zählt zu den dominantesten Selbsterzählungen 

der deutschen Hauptstadt. Bildlich stehen dafür die Kräne im Stadtbild, die seit der Wende eine 

Skyline erschaffen, die doch nie fertig wird. Zugleich trägt die Stadt ihre Unfertigkeit mit Stolz:  

Berlin ohne geschichtliche Narben, ohne gesellschaftliche Schlupflöcher und eine Prise Chaos? 

Unvorstellbar. Uninteressant.

Die Verwandlungsgabe Berlins rührt also stark von ihrer Vielfalt. Im Slogan „Be Berlin“ wird diese 

nicht nur beschworen, sondern im globalen Konkurrenzkampf der Metropolen um Touristen und 

kreative Arbeitskräfte als Standortfaktor vermarktet (vgl.  Florida 2012; Bader 2011).  Seit den 

90er Jahren bemüht sich die Berliner Politik darum, dieses Lebensgefühl durch die Förderung 

von Großereignissen im öffentlichen Raum (z.B. Karneval der Kulturen, WM-Fanmeile uvm.) zu 

akzentuieren und Teile der Stadt in immer kürzeren Abständen in einen  Ausnahmezustand zu 

versetzen, der in manchen Bezirken schon fast zu Regel geworden ist. 

Der öffentliche Raum wird also zunehmend als ein aus dem Alltag herausgehobenes Ereignis 

inszeniert und gezielt verwandelt. Diese in Kulturpolitik und Stadtmarketing verbreitete Strategie 

beschreibt das Stichwort „Eventisierung“ (vgl. Gebhardt 2000; Betz/Hitzler/Pfadenhauer 2011).

Allerdings ist der Eventisierungs-Trend nicht bloß eine von oben aufgestülpte Idee neoliberaler 

Stadtpolitik, er spiegelt ebenso den urbanen Zeitgeist wider und wird um nichts weniger von der 

Bevölkerung  selbst  angetrieben.  Events  veranstalten  und  an  ihnen  mitwirken  ist  zum 

soziokulturellen  Breitensport  der  Berlinerinnen und  Berliner1 geworden.  Und der  öffentliche 

Raum  spielt  hierfür  wegen  seines  freien  Zugangs  eine  essentielle  Rolle,  gerade  für  junge 

Menschen.

Die Entwicklung der städtischen Rahmenbedingungen hat mit dieser Entwicklung jedoch nicht 

mithalten können.  Für  die  immer häufigere und vielfältigere  Sondernutzung des öffentlichen 

Raums fehlen Mitarbeiter in der Verwaltung zur Bearbeitung von Anträgen und mangelt es an 

technischer  Infrastruktur  vor  Ort.  Viele  Kulturformen,  mit  denen  sich  Menschen  in  das 

Stadtleben einbringen, sind trotz jahrzehntelanger Praxis faktisch illegal.  Zugleich häufen sich 

aufgrund fehlender Steuerung die Konflikte mit Anwohnern um Lärm und zurückgelassenen Müll 

im Rahmen von Events.

Der  öffentliche  Raum,  die  Verwaltungsstrukturen  sowie  ein  großer  Teil  der  soziokulturellen 

Akteure  sind  also  gleichermaßen  schlecht  vorbereitet  auf  die  Herausforderungen  der 

1 Aufgrund der angenehmeren Lesbarkeit habe ich mich dazu entschieden, den Text im weiteren Verlauf nicht  
gender-neutral zu verfassen, d.h. neben den in der Alltagssprache vertrauten generalisierenden Maskulin 
nicht die – sprach- und inhaltlich korrektere - feminine Zusatzform zu stellen. Ich bitte also den Leser – und 
die Leserin! - diesen Akt der Eigenreflexion auf sich zu nehmen.

3



Eventisierung. Dieser vielschichtigen Problemlage wird in der öffentlichen Debatte jedoch selten 

Rechnungen getragen. Schuld sind meist Jugendliche, die als "Chaoten" gebrandmarkt werden. 

Unter den Tisch fällt dabei, dass es sich bei ihnen mitunter um dieselben Jugendlichen handelt,  

die an anderer Stelle als "Kreative" gefeiert werden. 

Besonders in den Fokus dieses Konflikts sind nicht-angemeldete Veranstaltungen der Techno-

Szene im öffentlichen Raum geraten, die sogenannten Free Open Airs2. Dabei handelt es sich um 

häufig  spontan  organisierte  Tanzveranstaltungen,  die  während  der  Sommermonate  nahezu 

täglich  von  einer  unüberschaubaren  Vielzahl  meist  junger  und  wenig  professionalisierter 

Kollektive veranstaltet werden. 

Im Zuge der sich fortsetzenden Popularisierung von Techno haben sich die für Events typischen 

Konflikte jedoch auf ein Maß gehäuft und verschärft, dass der vormals sanfte Umgang mit nicht-

angemeldeten  Veranstaltungen  in  offensive  polizeiliche  Verfolgung  umgeschlagen  ist.  Immer 

mehr Menschen wollen Free Open Airs veranstalten und besuchen, nicht immer besitzen sie 

dafür  jedoch  ausreichende  Kompetenzen  und  ein  ausgeprägtes  Problembewusstsein.  Immer 

weniger ist der Stadtraum darauf vorbereitet, immer größer werden die Konflikte und immer 

akuter letztlich das rechtliche Risiko für soziokulturelle Akteure im öffentlichen Raum.

Ähnliche Entwicklungen fanden parallel in zahlreichen anderen Städten des deutschsprachigen 

Raums  statt,  woraufhin  vielerorts  politische  Szeneinitiativen  gebildet  wurden,  die  mit 

unterschiedlichen  Forderungen  und  Strategien  lokale  Konfliktlösungen  erarbeitet  haben. 

Außerhalb Berlins  scheint sich dabei  die Strategie neu eingeführter  Bewilligungspraktiken für 

Free Open Airs im öffentlichen Raum durchzusetzen, mit denen Veranstaltungen in Absprache 

mit der Verwaltung und unter klaren Auflagen legal stattfinden können.

In Berlin wendeten sich vor diesem Hintergrund im September 2013 Veranstalter von Free Open 

Airs  an  den  hiesigen  Interessensverband  der  Club-  und  Veranstaltungsbranche,  die 

Clubcommission,  und  initiierten  einen  6-monatigen  Konfliklösungsprozess,  in  den,  neben 

Szeneveranstaltern,  eine breite  Allianz  von Anspruchsgruppen aus  Politik,  Verwaltung,  Justiz, 

Wirtschaft  und  Zivilgesellschaft  eingebunden  wurde.  Das  Berliner  Modell  hat  innerhalb  der 

deutschlandweiten Debatte um den Umgang mit Technokultur, speziell bezüglich Free Open Airs 

im öffentlichen Raum, neue Handlungsoptionen zur Konfliktlösung entwickelt und erprobt. 

Die vorliegende Arbeit versteht sich als breit angelegte, explorative Studie. Ihr Ziel ist zum einen 

die Dokumentation der Berliner Free Open Air Initiative als best practice Beispiel in dem noch 

jungen Forschungsgebiet. Im Rahmen dieser Dokumentation findet zum anderen eine Analyse 

anhand zweier Fragen statt. Erstens, aus Sicht der soziokulturellen Akteure: Wie können wenig 

professionalisierte und daher meist schwach organisierte Szenen der Soziokultur ihre Interessen 

vergemeinschaften  und  wirkungsvoll  vertreten?  Und  zweitens,  aus  Sicht  von  Politik  und 

Verwaltung: Welche Handlungsoptionen gibt es, um mit dem sprichwörtlichen "kreativen Chaos" 

der Berliner Techno-Szene zur Vermeidung von Konflikten einen besseren Umgang zu finden?

2 Die  Szeneakteure selbst  sprechen alltagssprachlich einfach von "Open Airs",  meinen damit  jedoch ganz 
konkret  kostenlose  Techno-Veranstaltungen  unter  freiem  Himmel  (siehe  auch  3.1.1).  Außerhalb  des 
Szenekontextes ist deshalb der Begriff "Free Open Air" klarer verständlich.
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1.1 Problemstellung: Free Open Airs im öffentlichen Raum

Ob Stadtmarathon, Straßenfest oder Public Viewing - sie alle sind aus dem Alltag herausgehobe-

ne Ereignisse, die den öffentlichen Stadtraum nutzen und auf besondere Weise inszenieren. Seit 

einigen Jahrzehnten ist die Zahl derartiger Veranstaltungen enorm gestiegen und hat den Begriff  

der „Eventisierung“ der Städte aufkommen lassen (vgl. Betz/Hitzler/Pfadenhauer 2011:9f.). 

Events im öffentlichen Raum sind eine Form der Sondernutzung, die vom Gemeingebrauch der 

Flächen abweicht. Sie bedeuten damit eine Mehrbelastung, sowohl der städtischen Infrastruktur, 

als auch der umliegenden Anwohnerschaft und weiteren Umwelt. In besonderem Maße wächst 

zudem die Beanspruchung des Verwaltungsapparates, welcher die zur Sondernutzung nötigen 

Anträge bearbeitet. Und nicht nur deren Zahl, sondern auch deren Vielfalt reicht weit über jene 

der tatsächlich genehmigten Events hinaus (vgl. Kühne in: Anhang - Video (4.1) – 00:11:22 min.).  

Insgesamt bedeuten Sondernutzungen durch diesen infrastrukturellen und personellen Mehr-

aufwand auch eine erhebliche Belastung des städtischen Haushalts; ein Umstand, der gerade in 

Berlin in Form verschmutzter Straßen und langer Verwaltungsprozesse die Grenzen aufzeigt. 

Auch Veranstalter der Berliner Free Open Air Szene nehmen an der Eventisierung teil, jedoch mit 

ungleichen  Mitteln:  Der  Versuch,  eines  der  meist  kleinen  Szene-Events  anzumelden  ist 

kompliziert, langwierig, erfordert die Bereitschaft zur Einhaltung hoher und unter Umständen 

kostenintensiver  Auflagen  und  hat  aufgrund  dieser  zahlreichen  Schwierigkeiten  und  des 

historisch gewachsenen Misstrauens gegenüber der Techno-Szene von vornherein keine Chance, 

wohlwollend bearbeitet zu werden.

Die Überbelastung des Berliner Verwaltungs- und Ordnungswesens macht damit einerseits ein 

erfolgversprechendes Anmeldeverfahren mehr als unwahrscheinlich, zugleich steigt jedoch für 

Veranstalter die Chance, bei illegaler Durchführung eines Open Airs gar nicht erst entdeckt zu 

werden –  frei  nach  dem Motto:  „Dort  wo kein  Kläger,  dort  kein  Richter“  (Kühne  in:  ebd.  - 

00:18:25  min.).  Eine  paradoxe  Situation,  die  allerdings  sowohl  von  Szeneakteuren  als  auch 

(hinter  vorgehaltener  Hand)  von  einigen  Verwaltungsmitarbeitern  über  viele  Jahre  als  die 

energieeffizienteste  Lösung  des  Problems  betrachtet  wurde.  In  den  vergangenen  Jahren  ist 

jedoch zunehmend klar geworden: "Ein Anwohner findet sich immer" (Kühne in: ebd. - 00:18.34 

min.). Die Freiräume werden enger und das Vorgehen der Ordnungskräfte gegenüber Free Open 

Airs spürbar offensiver. Die rechtliche Unsicherheit der Szeneakteure wird damit immer akuter,  

der Bestand einer für den Mythos Berlin essentiellen Kulturszene zunehmend fragil.

Ob Free Open Airs genehmigungspflichtige, also überhaupt potenziell illegale Veranstaltungen 

darstellen,  ist  eine  der  zentralen  Streitfragen.  Denn  sobald  sie  kleinen  Umfangs  sind,  einen 

privaten Anlass haben, keine Gewinnerzielungsabsicht verfolgen und ihre Umwelt innerhalb des 

gesetzlichen Rahmens beanspruchen, entfallen zentrale Punkte der Genehmigungspflicht und 

aus der dunklen Illegalität erwächst ein kleiner Graubereich. Dennoch: Sobald eine Beschwerde 

bei der Polizei eintrifft, wird selbst in rechtlich uneindeutigen Situationen überwiegend zu Lasten 

von Veranstaltern eingegriffen.

Was sind also die Gründe, die zu Beschwerden führen? Das Problemportfolio von Free Open Airs  
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aus Sicht von Anwohnern ähnelt in vielen Punkten jenem anderer Events im öffentlichen Raum: 

Lärmgrenzen werden überschritten, Müll wird zurückgelassen, Grünflächen werden übermäßig 

belastet und die Nutzungsinteressen anderer Personen im öffentlichen Raum eingeschränkt. 

Doch woher kommt es, dass diese Probleme zunehmen und sich verschärfen? Eine Erklärung ist,  

dass sich, aufgrund der Popularisierung von Techno insgesamt und dem Veranstalten von Free 

Open Airs im Speziellen, der Akteurskreis stark ausgeweitet hat, was nicht nur zu häufigeren 

Veranstaltungen  führt,  sondern  auch  zu  einer  großen  Heterogenität  unter  Veranstaltern 

bezüglich ihres Problembewusstseins und ihrer Handlungskompetenz. 

Einzelne, negative Extrembeispiele, wie außer Kontrolle geratene „Facebook-Partys“, schaden in 

diesem Zusammenhang nicht allein der betroffenen Umwelt, sondern stellen aufgrund des breit 

gestreuten Akzeptanzverlustes auch für anderer Szeneakteure ein erhebliches Problem dar. In 

der Folge werden potenzielle Locations stärker kontrolliert und die Räume für nicht-angemeldete 

Events zunehmend eng. Der wachsende Druck lässt Veranstalter auf immer neue, häufig jedoch 

wenig geeignete Orte zurückgreifen, was die Schwierigkeiten nur fortsetzt.

Aus Sicht des Ordnungswesens stellen neben den genannten Beschwerdeanlässen gewerblich 

ausgerichtete Veranstaltungen, allgemeine Sicherheitsrisiken wie ungesicherte Gefahrenstellen 

oder  Brandgefahren,  und  Vergehen  gegen  das  Betäubungsmittelgesetz3 weitere,  frequente 

Konflikte dar, die im Rahmen von Free Open Airs auftreten. 

Für die Verfolgung von Delikten stellen sich für die Ordnungskräfte zuvor jedoch organisatorische 

Probleme.  So  ist  es  aufgrund  der  konspirativen  Organisation  der  meisten  Free  Open  Airs  

schwierig  für  die  Polizei,  potenzielle  Gefahrenquellen  frühzeitig  zu  erkennen  (vgl. 

Brenneisen/Wilksen/Martins 2004:213). Aufgrund der kleinteiligen Organisation der Szene mit 

vielen  Akteuren  aber  häufig  nur  sehr  kleinen  Aktionen,  die  nicht  angemeldet  und  über 

verschiedene,  häufig  geschützte  Kommunikationskanäle  angekündigt  werden,  ist  der 

Rechercheaufwand zur Erstellung fundierter Lagebilder sehr hoch, was zur berühmten Frage der 

Verhältnismäßigkeit  („Haben  die  nichts  besseres  zu  tun?“)  führt  und  den 

Differenzierungsverdacht  (im  Sinne  einer  unverhältnismäßigen  Diskriminierung  der  Techno-

Szene) weckt (vgl. ebd.:88). Eine präventive Gefahrenerkennung erscheint jedoch speziell bei der 

Verhinderung von Massenpartys aus einsatzstrategischen Gründen wichtig, da deren Auflösung 

vor  Eintreffen  der  Teilnehmenden  konfliktärmer  und  mit  weniger  Ressourcen  bewerkstelligt 

werden  kann  (vgl.  ebd.:216).  Aus  den  genannten  Gründen  würde  eine  transparente 

Kommunikation zwischen Ordnungskräften und Veranstaltern aktuell  –  d.h.  solange es keine 

legale Grundlage für Free Open Airs im öffentliche Raum gibt – automatisch dazu führen, dass 

Free Open Airs noch aktiver verfolgt würden (vgl. ebd.:213).

Aus  der  Problemanalyse  mit  Fokus  auf  die  drei  Stakeholder  Szeneakteure,  Anwohner  und 

Verwaltung und den thematischen Problemfeldern Rechtsunsicherheit, Heterogenität der Szene, 

3 Auffällig  ist  jedoch,  dass  im  Rahmen  einer  allgemeinen  Liberalisierung  in  der  Drogenpolitik  und  einer  
gewissen Rehabilitierung des lange stigmatisierten Bildes von Techno-Partys der letztgenannte Punkt in den 
Hintergrund der Debatte getreten ist  (vgl. Brenneisen/Wilksen/Martins 2004:88). Auch könne die Polizei 
keine Unterschiede in den Grundproblematiken zwischen legalen und illegalen Veranstaltungen erkennen 
(vgl.  ebd.:216),  weswegen  letztlich  Anwohnerbeschwerden  (bzw.  ihre  begründete  Erwartbarkeit) 
ausschlaggebend seien für eine aktivere Verfolgung nicht-angemeldeter Events.
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Lärm, Müll und Sicherheit speist sich abschließend die dreifaltige Fragestellung meiner Arbeit: 

• Welche Lösungen lassen sich unter Berücksichtigung der jeweiligen Akteursperspektiven 

für die zentralen Problemfelder finden? 

• Wie, d.h. über welche Strukturen, lassen sie sich finden, vermitteln und umsetzen? 

• Und  welche  Handlungsoptionen  besitzen  im  Speziellen  Politik  und  Verwaltung,  um 

Gefahren und Konflikte abzuwehren und trotzdem der kulturell bedeutsamen Praxis von 

Free Open Airs einen ihr angemessenen Rahmen zu schaffen?

1.2 Überblick über das Forschungsfeld

Die Berliner Technokultur ist insbesondere seit Mitte der Nuller Jahre zum Gegenstand intensiver 

Forschung  und  Recherche  geworden,  die  sich  stetig  intensiviert.  Zum  einen  liegt  dies  im 

zeitlichen Abstand begründet, der mittlerweile zum Geburtsmoment der heutigen Techno-Szene 

rund  um  die  deutsche  und  Berliner  Wiedervereinigung  existiert.  Dieser  Abstand  ermöglicht 

geschichtliche,  soziale und musikalische Retrospektiven, welche sowohl von Sachbuchautoren 

und Journalisten, als auch von Wissenschaftlern vorgenommen werden. 

Sachbuchautoren wie Ullrich Gutmair, Tobias Rapp, Felix Denk und Sven von Thülen sind meist  

aktuelle oder ehemalige Angehörige der Berliner Techno-Szene. In ihren Werken sammeln sie 

Geschichten  und Erinnerungen,  die  in  lebhafter  Sprache  einen  Eindruck  von  szenetypischen 

Erlebnissen,  Gedanken  und  Empfindungen  wiedergeben.  Sie  erzählen  von  abenteuerlichen 

Endeckungsreisen  in  verlassenen  Gebäuden,  den  ersten  Partys,  illegalen  Raumaneignungen, 

Tricksereien mit Polizei und Verwaltung uvm.. Methodisch interessant sind sie vor allem deshalb, 

weil sie häufig die Akteure selbst zu Wort kommen lassen und dabei sowohl gemeinsame Werte,  

als  auch  widersprüchliche  Perspektiven  unformatiert  darstellen.  In  den  Erzählungen  ist 

außerdem  die  Diskussion  um  urbane  Rahmenbedingungen  für  Techno-Events  und  deren 

Entwicklung seit der Wende ein prominentes Thema.

Seitens  der  Wissenschaft  ist  das  Thema  Techno  insbesondere  von  Stadtsoziologie  und 

-anthropologie aufgegriffen worden. Deren Arbeiten beschäftigen sich anhand von Begriffen wie 

Subkultur (vgl. Schwendter 1993), Jugendkultur oder Szene (vgl. Hitzler/Niederbacher 2010) mit 

sozialen Vergemeinschaftungsformen, mit ihren Stilen und Symboliken, sowie ihren kulturellen 

Genealogien und Hybridisierungen (vgl. Schwanhäußer 2010). In jüngster Zeit zeichnet sich in 

den  Geistes-  und  Sozialwissenschaften  zudem  ein  „spatial  turn“  ab,  d.h.  eine  verstärkte 

Untersuchung  kultureller  Praktiken  im  Zusammenhang  mit  ihrem  (städte-)räumlichen  und 

ökonomischen Kontext (vgl. Holm / Lederer / Naumann 2011:7).

Die Musiktheorie hat in ihrer Auseinandersetzung mit Techno zwei unterschiedliche disziplinäre 

Ausprägungen. Zum einen wird Techno rein als Musik, also auf Struktur, In- und etwaig Gehalt 

untersucht.  Diese  Betrachtung  bleibt  bei  der  vorliegenden  Arbeit  weitgehend  außer  Acht 

gelassen. Am Rande sei jedoch bemerkt, dass der traditionelle musiktheoretische Ansatz seinen 

Anteil hatte am berühmten Bild von Techno als reinem „Bum-Bum-Bum“; einem stumpfsinnigen 
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Gekloppe, dem Lärm einer entpolitisierten und entleerten „Spaßkultur“ (Kemper 2002).

Zum anderen hat sich über den Einfluss der Cultural Studies die  inhaltsbezogene Betrachtung 

von  Pop-Kultur  zu  einer  gebrauchsbezogenen  Betrachtung  verschoben  (vgl.  Hall  1980).  Der 

essentialistischen Frage „Was ist Techno?“ werden kontextualisierte Fragen entgegengehalten: 

„Was  bedeutet  Techno  für  eine  bestimmte  Person  /  in  einem  bestimmten  Raum  /  in 

Zusammenhang mit anderen Ausdrucksmitteln /...“. Musik wird also zur Musik-im-Kontext; zum 

Musik-Hören,  Musik-Machen, Zu-Musik-Tanzen oder Mit-Musik-Protestieren (vgl.  Vogt 2005)4. 

Der Ansatz der Cultural Studies trug damit entscheidend dazu bei, Pop-Kultur in eigenem Recht 

zu behandeln und sie gegenüber der klassischen Hochkultur aufzuwerten.5 "Dass sich noch heute 

Pop-Rezensenten wundern,  jemand sei  faszinierend und könne doch gar  nicht  singen",  zeigt 

jedoch laut Diederichsen (2014:51),  wie tief  das Missverständnis  zwischen beiden Lagern bis  

heute sitzt. 

Grundsätzlich  zu  den  Quellen  dieser  Arbeit  kann  auch  die  neuere  Wirtschaftslehre  gezählt  

werden,  welche  sich  insbesondere  in  der  Folge  Richard  Floridas  Thesen  zur  Bedeutung  der 

„kreativen  Klasse“  (vgl.  Florida  2012)  für  die  ökonomische  Entwicklung  von  Städten  den 

Kreativszenen, und im Berliner Kontext speziell der lokalen Clubszene, zugewandt hat. Kultur und 

Kreativität werden in dieser Disziplin hinsichtlich ihres (direkten und indirekten) wirtschaftlichen 

Ertrags untersucht; ein Diskurs, den die Berliner Techno-Szene – trotz verbreiteter „Kommerz“-

Kritik – politisch einzusetzen versteht (vgl. Rapp 2009:50ff.). Diesen Diskurs jedoch im Rahmen 

meiner  Arbeit  über  Free  Open  Airs  auszubreiten,  wäre  Augenwischerei.  Letztlich  läuft  die 

Argumentation  darauf  hinaus  zu  sagen:  Free  Open  Airs  sind  eine  sehr  beliebte 

Freizeitbeschäftigung  von  Künstlern  und  Kreativen;  sie  sind  sozialer  Treffpunkt  und  damit 

Nährboden neuer Projekte, bieten darüber hinaus erste Bühnen für  Nachwuchs-DJs und Raum 

zur Selbstprofessionalisierung. Zuletzt sind sie im internationalen Vergleich der Metropolen ein 

kulturelles  Sondermerkmal  Berlins.  Damit  fördern  sie  "irgendwie"  die  Kreativszene  und  die 

Kreativszene als Ganzes ist wirtschaftlich produktiv. Das ist durchaus schlüssig, überzeugt aber 

nicht mit Nachdruck. Klarer finde ich deshalb ein anderes ökonomisches Argument - Achtung, 

polemisch:  Entweder  die  Stadt  investiert  in  Verwaltungspersonal,  das  Anträge  ablehnt  und 

Ordnungspersonal,  das  Veranstaltungen  auflöst,  oder  sie  investiert  in  die  Schaffung  von 

Rahmenbedingungen,  die  Verbote  überflüssig  machen.  Dieses  Argument  wird  noch 

differenzierter behandelt werden.

Weitere Quellen meiner Arbeit boten lokale Zeitungen, Stadtmagazine und Online-Medien. Da 

Free  Open Airs  im  öffentlichen  Raum  bisher  kaum  aus  holistischer  Sicht,  sondern  vorrangig  

entlang problematischer Einzelereignisse diskutiert werden, ist die Presse-Recherche ergiebig. 

Wenngleich  sie  inhaltlich  selten  Tiefgründiges  zu  Tage  fördert,  bildet  sie  anschaulich  die 

Sichtweisen  ab,  anhand derer  Konflikte  diskutiert  und  verhandelt  werden.  Szeneportale  wie 

4 Bei den kulturellen Praktiken der Techno-Szene lässt sich jedoch die Frage stellen, was ihr zentrales Aus-
drucksmittel darstellt: Der Umgang mit Musik (vgl. Vogt 2005) oder der Umgang mit dem Stadtraum (vgl.  
Schwanhäußer 2010)? Je nachdem richtet sich auch die Forschung auf unterschiedliche Phänomene. Für die 
Untersuchung der Free Open Air Szene halte ich Schwanhäußers Ansatz für aufschlussreicher, wobei dies 
nicht für alle Akteure gelten muss (z.B. weniger für Djs, die wohl Musik stärker im Zentrum sehen würden).

5 Hall attestiert der Hochkultur in diesem Sinne trocken ein "lack of social relevance" (Hall 1959:20). 
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Berlin  Mitte  Institut,  BLN  FM  oder  einschlägige  Seiten  auf  Facebook  kommentieren  die 

öffentlichen Debatte zudem aus Szenesicht.

Trotz  des  breiten,  interdisziplinären  Angebots  an  Texten  besteht,  insbesondere  in  der 

wissenschaftlichen Auseinandersetzung mit Technokultur in Berlin, ein verengter Blick auf die 

größten  Massenevents  (z.B.  Loveparade,  Mayday),  die  erfolgreichsten  Clubs  (z.B.  Berghain, 

Tresor) und die bekanntesten DJs. Sabine Vogt bemerkt hierzu:

„(...) die wissenschaftliche Auseinandersetzung gerade mit Popmusik, die ihren Blick einzig 
auf Produzenten, Popstars und Professionalität richtet, läuft Gefahr, die Rezipienten [Anm.: 
und v.a. auch bewusst nicht-professionelle Produzenten!] aus den Augen zu verlieren. Es 
macht  einen  Unterschied,  ob  musikalische  Formen und  Produktionsweisen  von  Musik, 
künstlerisch wie wirtschaftlich, den Gegenstand der Analyse bilden, oder ob Alltagsformen 
untersucht werden“ (Vogt 2005:14f.).

Wenig  professionalisierte  Szeneakteure,  ihre  Orte,  Handlungspraktiken  und  -bedingungen 

werden hingegen nicht wahr- bzw. nicht ernst genommen (Letzteres leider auch bei Vogt der 

Fall), ganz so, als ob man nur mit Profi-Spielern über Fußball reden müsse, da Amateur-Kicker 

zwar auf dieselbe Weise Fußball spielen, nur eben nicht zur Vollendung gebracht. Dabei sind 

Star-Karrieren  die  Ausnahme  in  einem  Meer  der  vergessenen  Akteure.  Die  eigentlich 

einleuchtende Annahme,  dass diese Akteure nicht alle  scheitern,  sondern sich bewusst nicht 

professionalisieren und darin eine andere, viel typischere Seite des Szenelebens widerspiegeln, 

wird weitgehend ausgeblendet. Gerade das Veranstalten von Open Airs ist eine Art Breitensport 

der urbanen Jugendkultur Berlins, das von Menschen betrieben wird, die sich bisweilen nicht 

einmal  der  „Techno-Szene“  in  besonderem  Maße  verbunden  fühlen.  Solches  gilt  es  zu 

akzeptieren, auch wenn es in der Folge die Unschärfe des verfügbaren Begriffsinstrumentariums 

(z.B. beim Begriff „die Techno-Szene“) offenbart.6 

Schließt man sich der bislang dominanten Forschungssicht an, mögen die Akteure, mit denen ich 

mich  befassen  möchte,  hinsichtlich  ihrer  Motive  z.T.  widersprüchlich,  ihrer  künstlerischen 

Fähigkeiten  unfertig  und  ihrer  Arbeitspraktiken  chaotisch  und  unwirtschaftlich  erscheinen. 

Dagegen bleibt nur einzuwenden: Nur, weil jemand nicht nach den Strategien des F.C. Bayerns 

Fußball spielt, nimmt man ihm noch nicht den Rasen weg. 

1.3  Methodik und Forschungsaufbau

Ziel  meiner  Arbeit  ist  es,  den Prozess der Interessensvergemeinschaftung der  Free Open Air 

Szene zu dokumentieren, um, im Abgleich dieser Interessen mit den rechtlichen Möglichkeiten 

und  den  Interessen  anderer  Anspruchsgruppen,  Handlungsoptionen  von  Szeneakteuren 

einerseits und von Politik und Verwaltung andererseits für die Lösung der bestehenden Konflikte 

6 Laut Schwanhäußer ist es insbesondere auch die fehlende Kontinuität und Stringenz des Amateurfeldes, wel-
che viele Forschende abschreckt: "In der Literatur über Techno wird so gut wie nie über die konkreten Orte,  
die Brachen und Leerstände geschrieben, die temporär besetzt werden (...). Dies kann nicht anders als mit 
der Flüchtigkeit der Ereignisse erklärt werden, bei der die Orte genauso schnell aufscheinen, wie sie wieder  
verschwinden und sich deshalb einer empirischen Betrachtung entziehen" (Schwanhäußer 2010:170).
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aufzuzeigen. Grundlegend dafür ist es, ein Verständnis der Szene, ihrer Akteure und kulturellen 

Praktiken zu entwickeln.

Weil die Praktiken der Free Open Air Szene immer wieder in Konflikt geraten mit der Ordnung 

der  Mehrheitsgesellschaft,  kann  sie  (in  gewisser  Weise)  als  das  kulturell  Fremde  betrachtet 

werden.  Das  kulturell  Fremde  nachvollziehbar  zu  machen,  ist  die  klassische  Aufgabe  der 

Ethnologie. Ihr methodischer Klassiker, die unstrukturierte teilnehmende Beobachtung bot sich 

deshalb für meinen Zweck an.

Unstrukturierte teilnehmende Beobachtung bedeutet eine besondere Stellung des Forschenden 

zu  seinem  Feld.  Anstelle  in  der  eigenen  wissenschaftlichen  Rolle  zu  verharren,  Fragen 

vorzuformulieren  und  „die  Menschen,  mit  denen  man  es  zu  tun  hat,  (...)  bloß  als 

Datenlieferanten zu sehen“ (Girtler 1988:11), integriert sich der Forschende in das soziale Feld 

seiner bzw. ihrer Untersuchung, „nimmt teil“ an gemeinschaftlichen Aktivitäten, die schließlich 

aus  dem  unmittelbaren  Erlebnis  heraus  beobachtet  und  festgehalten  werden.  Ziel  dieses 

Ansatzes ist, eine soziale Lebenswelt nicht in einem naturwissenschaftlichen Sinne zu „erklären“, 

sondern sie nachvollziehbar zu machen aus der Sicht der Akteure selbst (vgl. Gritler 1988:12).  

Die Beobachtung vollzieht sich also auf dem Grundsatz, eigene Meinungen zurückzustellen und 

die Akteure selbst das Wort führen zu lassen.

Wichtig  zu  betonen  ist,  dass  für  die  vorliegende  Forschung  nicht  nur  die  Veranstalter  und 

Teilnehmer  von  Free  Open  Airs  als  Akteure  relevant  sind,  sondern  dass  auch  die  anderen 

Anspruchsgruppen, welche in die vorherrschende Problematik verwoben sind, mit demselben 

Grundsatz  behandelt  und  abgebildet  werden  müssen.  Anstatt  also  die  teilnehmende 

Beobachtung auf nur einen sozialen „Ort“ zu fokussieren,  galt  es während meiner Forschung 

mobil zu werden, den Wegen nachzuspüren, welche vom öffentlichen Raum weg in Verwaltungs-

gebäude, Diskussionsforen, Vereinsbüros, Wohnzimmer und dergleichen mehr führen. In diesem 

Sinne versuchte ich George Marcus' Ansatz einer „multi-sited-ethnography“ (vgl. Marcus 1995) 

zu  folgen,  wenngleich es  unvermeidlich blieb,  dass  mein Kontakt  zur  Techno-Szene aufgrund 

meiner eigenen Verwurzelung in ihr (siehe 1.3.1) den bei Weitem engsten darstellt.

Diese Unausgewogenheit meiner Stellung zum Feld birgt in der Folge das Risiko der Parteinahme 

und Idealisierung gegenüber den anderen Konfliktparteien (das s.g. „going native“; vgl. Girtler 

1988:63). Girtler entgegnet dem jedoch, dass gerade durch den sehr engen Kontakt zu einer  

Gruppe  Vorurteile  –  und  das  heißt  negative  wie  positive  –  aufgehoben werden (vgl.  Girtler 

1988:63).  Desweiteren  darf  man  sich  die  Techno-Szene  auch  nicht  wie  eine  Gruppe  von 

Eingeborenen im Südpazifik  vorstellen;  der  Begriff  der  Kultur  ist  in  diesem Sinne vermutlich 

irreführender, als der gebräuchlichere Begriff der „Szene“. In der Soziologie löste der Begriff der  

„Szene“  zum  Ende  der  90er  Jahre  Bezeichnungen  wie  „Subkultur“  ab,  welche  klare 

gesellschaftliche  Trennlinien  und  eine  innere  Geschlossenheit  postulierten,  die  in  der 

postmodernen Gesellschaft zunehmend verschwimmen (vgl. 3.3.2). Als Form der Gemeinschaft 

sind  Szenen  weitaus  losere  und  heterogenere  Gruppierungen,  die  weniger  um  ideologische 

„Gegenmodelle“, als um Freizeitpräferenzen, Sprache und Stil organisiert sind. Dies gilt für die 

Techno-Szene  in  ganz  besonderem  Maße  (vgl.  3.3.3.2).  Szenen  beinhalten  also  zahlreiche 
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Strömungen und widersprüchliche Praktiken, entsprechend ist die Bindung an eine Szene immer 

partiell und nie distanzlos, was eine kritische Haltung ihr gegenüber durchaus ermöglicht. Den 

etwaigen Risiken sollten folglich auch die Vorteile meiner engen Verbindung zum Feld entgegen 

gehalten werden, beispielsweise die durchaus unterschiedlichen Rollen, die ich als Veranstalter, 

Club-Angestellter, Spielstättenbetreiber und Antrag-Steller, als Party-Teilnehmer und manchmal 

sogar als leidvoller Anwohner einnehmen konnte (siehe 1.3.1).  Viele der Konflikte, die ich in 

dieser Arbeit rekurriere, habe ich selbst aus verschiedenen Blickwinkeln erlebt - und zwar meist 

ohne die Brille des Forschenden, was ebenfalls von Vorteil sein kann (vgl. Girtler 1988:22).

Das methodische Vorgehen zum „Verstehen“ der Akteure im Feld bietet die Grundlage meiner 

Problemanalyse,  sie bildet damit  zugleich aber nur den Hintergrund, nicht den Fokus meiner 

Arbeit. Denn das übergeordnete Ziel ist es, pragmatische Handlungsoptionen zu formulieren, mit 

denen  die  analysierten  Probleme  gelöst  werden  können.  Dem  kulturellen  Verständnis  der 

Anspruchsgruppen  ist  Faktenkenntnis  von  Verwaltungswegen,  Rechtsparagrafen,  Gesetzge-

bungsverfahren usw. also mindestens ebenbürtig. Der Praxisbezug steht damit ganz klar im Vor-

dergrund meiner Auseinandersetzung und erforderte neben der Feldforschung eine breit und in-

terdisziplinär angelegte Quellenrecherche. All dies soll der theoretische Teil in Kapitel 3 abbilden.

1.3.1 Stellung des Forschenden zum Feld

Um meine Forschungsergebnisse vor dem Hintergrund meiner Beziehung zum Feld transparenter 

zu machen, folgt eine kurze Darstellung. 2008 kam ich zum Anthropologie-Studium nach Berlin 

und  fand  über  einen  Komillitonen  und  baldigen 

Mitbewohner Anschluss an die Techno-Szene. Unter dem 

Kollektiv-Namen  Die  Wilden  12 veranstaltete  er  mit 

Freunden  nicht-angemeldete  Partys  im  Stadtraum.  Ein 

Teil der Gruppe - unter ihnen nicht mein Mitbewohner, 

jedoch  sein  ältere  Bruder  -  fand  im  selben  Jahr  einen 

festen  Veranstaltungsort;  den  heute  sehr  erfolgreichen 

Club  Sisyphos.  Mithilfe  des  Equipments  der  Wilden  12 

gestaltete unsere 6-köpfige Wohngemeinschaft eine große Einzugsfeier und bald weitere WG-

Partys, die so stark an Zulauf gewannen, dass wir uns nach neuen Räumen umschauen mussten.  

Auf unserem Dachboden richteten wir ein klandestines Kino 

ein,  in unserer  leerstehenden Nachbarswohnung ein Varieté 

und im Innenhof ein Pop-Up Restaurant. Schließlich bezogen 

wir  im  Januar  2011  einen  leerstehenden  Supermarkt  im 

Erdgeschoss unseres Wohnhauses zur  Zwischenmiete,  um in 

seinen  rampunierten  Hallen  eine  Persiflage  der  zeitgleich 

stattfindenden Konsummesse „Bread & Butter“ zu inszenieren, 

die  Butt x Better  (Abb. 21-22). Im Zuge dieser ersten öffentlichen Veranstaltung gaben wir uns 
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Abb. 1: Einzugsfeier (2008), Thomas Scheele.

Abb. 2: Findus Floor auf einem Festival   
              (2013), Findus Geburtstag.



den Kollektiv-Namen Findus Geburtstag7,  kurz:  Findus. Parallel zu meinem Studium begann ich 

im Sisyphos sowie in einem Hostel zu jobben. Einerseits beobachtete ich in dieser Zeit die Pro-

fessionalisierung des Clubs vom illegalen Projekt zur GmbH, seine sich wandelnden kulturellen 

und wirtschaftlichen Praktiken, sowie Konflikte mit Ämtern und Anwohnern. Andererseits emp-

fing ich den in die Stadt strömenden „Easyjetset“ (vgl. Rapp 2009) und erfuhr dabei nicht nur viel 

über das maßgeblich durch die Techno-Szene geprägte Außenbild Berlins, sondern musste nicht 

selten auch als Nachtwächter das grölende Feiervolk auf seinen Zimmern zur Ruhe bringen. 

2012  gründete  ich  mit  Teilen  von  Findus und  anderen  Kollektiven  –  parallel  zu  meinem 

beginnenden  Kulturmanagement-Studium  –  das  Kulturzentrum  Funkhaus  Grünau,  dessen 

Instandsetzung  und Verwaltung  jedoch so  viel  Kraft  in 

Anspruch nahm, dass für eigene kulturelle Projekte kaum 

noch etwas übrig blieb. Nach zwei Jahren lösten wir uns 

also wieder aus dem Projekt. Seither arbeiten wir erneut 

örtlich ungebunden: in Clubräumen, Industriebrachen, in 

unserem  eigenen  Wohnzimmer  oder  auch  im 

öffentlichen Raum. Nicht zuletzt wegen der schwierigen 

Locationsuche findet  unser  größtes Projekt,  die  Butt  x  

Better, seit 2013 als Demo-Parade „gegen Fahion Terror“ auf der Einkaufsmeile Friedrichstraße 

im Stadtzentrum statt; sprich: als eine besondere Art des Free Open Airs im öffentlichen Raum. 

Vor diesem Hintergrund brachte ich mich im September 2013 in die Initiative der Berliner Free 

Open  Air  Szene  ein  und  beteiligte  mich  am  Ausarbeitungsprozess.  Die  Entscheidung,  den 

Diskussionsprozess der Initiative im Rahmen meiner Masterarbeit zu reflektieren, fiel jedoch erst  

zum Frühjahr 2014.

Ich bin also gewissermaßen selbst Akteur der Free Open Air Szene Berlins. Gleichzeitig gilt es mir 

aber anhand dieses kurzen Berichts beispielhaft darzustellen, wie vielfältig die Praktiken dieser 

Szene sein können und wie räumliche und kulturelle Grenzziehungen nur sehr bedingt von ihr 

eingehalten werden. 

1.3.2 Aufbau der Arbeit

Breit angelegte, explorative Studien laufen stets Gefahr, sich in abstrakter Theorie zu verlieren, 

während der konkrete Anwendungsbereich in immer weitere Ferne rückt und damit seine Rolle 

als notwendiges Korrektiv für all zu stringent gestrickte Erklärungsmodelle verliert. Wie es der 

Ethnologe  Cliffort  Geertz  (1994:26)  kommentiert:„Nichts  jedoch  ist  kohärenter  als  die 

Wahnvorstellung eines Paranoikers oder die Geschichte eines Schwindlers.“

Aus diesem Grund beginne ich meine Auseinandersetzung in Kapitel 2 mit dem praktischen Teil.  

Zunächst stelle ich drei Modelle zum Umgang mit Free Open Airs vor, die in den Städten Zürich, 

7 Der Name „Findus Geburtstag“ geht zurück auf eine schwedische Kinderbuchreihe über die kleine Katze 
Findus, die eines Tages die Entscheidung trifft, so oft im Jahr Geburtstag zu feiern, wie sie will. Wann immer  
sie  der  Wiederholung  des  Alltags  überdrüssig  wird,  gestaltet  sie  also  einen  schönen  Moment.  Nicht 
gesellschaftliche Tradition, sondern ihre eigenen Wünsche werden zum Anlass ihres Handelns.
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Halle und Bremen noch vor der Berliner Initiative entwickelt und getestet wurden. In allen drei  

Städten  führte  die  Kommunalverwaltung  neue  Bewilligungspraktiken  ein,  die  klare,  legale 

Möglichkeiten für Free Open Airs im öffentlichen Raum schufen. 

Anschließend folgt die Dokumentation der Berliner Free Open Air Initiative. Ihr hervorstechends-

tes Merkmal ist die klare Ablehnung einer solchen Bewilligungspraxis. Statt dessen verfasste die 

Initiative eine Werte-Charta, die „Freiwillige Selbstverpflichtung“, auf deren Grundlage ein Work-

shop-Programm zur Kompetenzbildung von Free Open Air Veranstaltern durchgeführt  wurde. 

Ziel der Strategie ist die Definierung eines rechtlichen Graubereichs, innerhalb dessen Konflikte 

kooperativ und flexibel gelöst werden sollen, wie es Jahrzehnte lang die gängige Praxis darstellte. 

Neben der inhaltlichen Ausrichtung der Berliner Free Open Air Initiative stellt das Fallbeispiel aus-

serdem dar, wie die Initiative Organisationsstrukturen aufbaute, mit Akteuren aus Politik, Ver-

waltung, Justiz, Wirtschaft und Zivilgesellschaft zusammenarbeitet und ihre Strategie umsetzt. 

Um das beschriebene Vorgehen in Berlin nachvollziehbar zu machen, folgt in Kapitel 3 der theo-

retische Teil. In ihm werden gemeinhin bereits verständlich erscheinende Begriffe wie „Open Air“ 

oder „öffentlicher Raum“ präzisiert, da sich im Zusammenhang mit ihnen immer wieder Unschär-

fen und Missverständnisse in der Berliner Debatte gezeigt haben. Wichtig ist abzugrenzen, dass 

sich weder die Berliner Open Air Initiative noch die vorliegende Arbeit mit nicht-angemeldeten 

Veranstaltungen auf Privatflächen (beispielsweise auf verlassenen Industriegeländen) auseinan-

dersetzt. Grund dafür ist, dass sich hier weder rechtlich noch gestalterisch irgendwelche Spielräu-

me für Politik und Verwaltung ergeben; bereits das unerlaubte Betreten einer Privatfläche stellt 

einen Rechtsbruch dar und was auf dieser Fläche gestattet ist, wie sie genutzt werden kann, liegt 

erstmal in der Entscheidung des Besitzers bzw. der Besitzerin. Juristische Fragen spielen also eine 

entscheidende Rolle. Aus diesem Grund werden im zweiten Abschnitt des Theorie-Teils die wich-

tigsten Rechtsquellen für Musikveranstaltungen im öffentlichen Raum zusammengetragen und 

hinsichtlich ihrer Bedeutung für Free Open Airs kommentiert. Eine grundsätzliche Auffälligkeit 

meines Forschungsthemas ist, dass Free Open Airs zwar seit einem Viertel Jahrhundert zum Berli-

ner Alltag dazugehören, dass diese Praxis jedoch nie rechtlich legitimiert wurde, auch wenn sie 

sich sehr positiv auf das Image Berlins als Kreativstandort auswirkte. Auch wenn die Szene es bis-

lang abgelehnt hat, ihren Anspruch auf Anerkennung rechtlich einzufordern, so ist dennoch ein 

gemeinsames Interesse aller Beteiligten erkennbar, endlich eine Beschreibung dafür zu finden, 

was legitime Ansprüche der Free Open Air Szene sind, und welche Grenzen gezogen werden soll-

ten. Um diesen Punkt genauer herauszuarbeiten, widmet sich der abschließende Teil des dritten 

Kapitels den ästhetischen, politischen und wirtschaftlichen Handlungsmotiven der Free Open Air 

Szene. Dabei sollen jedoch nicht nur die Gemeinsamkeiten, sondern auch die Heterogenitäten 

diskutiert werden, da letztere eine besondere Herausforderung innerhalb der Berliner Initiative 

darstellten. 

Im 4. Kapitel werden aus den zusammengetragenen Informationen Handlungsempfehlungen für 

Politik und Verwaltung abgeleitet, wie den Bemühungen der Free Open Air Szene kooperativ 

begegnet werden kann. Anschließend folgen im 5. Kapitel Fazit und Ausblick.
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2.Praktischer Teil: FallBeispiele 

zu Free Open Air Initiativen im 

deutschsprachigen Raum

Im  Folgenden  werden  drei  Fallbeispiele  zum  Umgang  mit  Free  Open  Airs  in  Grundzügen 

dargestellt  und  evaluiert.  Diese  Modelle  waren  Vorläufer  der  Berliner  Initiative  und  damit 

zentrale Themen während der Diskussionen. Im zweiten Abschnitt folgt dann die ausführliche 

Darstellung  des  Berliner  Modells,  in  dem,  wie  sich zeigen  wird,  ein  deutlich  anderer  Ansatz 

verfolgt wurde.

2.1 Vorläufer der Berliner Free Open Air Initiative in anderen Städten

2.1.1 Zürich: Die Jugendbewilligung

Zürich  gilt  als  die  erste  Großstadt  im  deutschsprachigen  Raum,  die  für  illegal  eingestufte 

Musikveranstaltungen im öffentlichen Raum eine legale Bewilligungspraxis einführte. Auslöser 

der Reform waren wiederholte Konflikte bei der Auflösung so genannter „Outdoor-Partys“ im 

Sommer 2011 (vgl. Online: Tagesanzeiger). Im Zuge einer erhitzten öffentlichen Debatte wurden 

Studien  zu  den  Nutzungsmotiven  und  -bedürfnissen  Jugendlicher  im  öffentlichen  Raum  in 

Auftrag gegeben8,  auf  deren Grundlage die  Jugendbewilligung ausgearbeitet  wurde.  Zentrale 

Ziele waren dabei, 

• jugendliche Nutzungsbedürfnisse im öffentlichen Raum rechtlich stärker anzuerkennen, 

ihre öffentliche Akzeptanz zu erhöhen und die Selbstverantwortlichkeit Jugendlicher zu 

fördern (vgl. Online: Juvenir);

• „Outdoor-Partys“  jedoch  insoweit  zu  reglementieren,  dass  Interessen  anderer 

Anspruchsgruppen ebenfalls besser geschützt sind (vgl. ebd.);

• die  kulturelle  Praxis  von  Free  Open Airs  als  Alternative  zu  kommerziellen  und sozial 

selektiven Ausgehangeboten zu fördern (vgl. Online: Stadt Zürich (1)), sowie

• die  neue  Bewilligungspraxis  durch  den  Abbau  bürokratischer  Hürden  für  alle 

gleichermaßen zugänglich zu machen  (vgl. ebd.).

Daraus entstanden die folgenden „Spielregeln“ der Jugendbewilligung:

• Der/die  Veranstalter/in  muss  zwischen  18-25  Jahre  alt  sein  und  in  der  Stadt  Zürich 

wohnen.

• Der/die  Veranstalter/in  ist  für  die  Sicherheit  und  im  Notfall  für  erste  Hilfe  und  die 

Einweisung der Rettungsfahrzeuge verantwortlich.

8 Die Ergebnisse der schweizer Juvenir-Studie sind in einem kurzen Video festgehalten – vgl. Online: Youtube.
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• Der/die Veranstalter/in ist während der Party stets per Handy erreichbar (die Polizei ruft 

bei Lärmklagen zuerst diese Nummer an) und hat die Notfallnummern dabei.

• Die Party ist für Jugendliche und junge Erwachsene bis 25 Jahren.

• Für die Party darf keine öffentliche Werbung gemacht werden (keine Flyer,  Websites, 

offene Facebook-Gruppen etc.).

• Zur Party kommen maximal 400 Personen.

• Die Party darf nicht kommerziell sein. Werbung an der Party ist verboten.

• Anwohner werden nicht belästigt.

• Der Jugendschutz muss eingehalten werden (s. Alkohol und Tabakvorschriften).

• Es dürfen keine Zelte und Bühnen aufgebaut und keine Kochstellen eingerichtet werden.

• Öffentlicher und privater Verkehr werden nicht gestört.

• Wege  und  Strassen  müssen  für  Fahrzeuge  stets  frei  gehalten  werden,  damit  Polizei, 

Sanität oder Feuerwehr Zugang haben.

• Die  Örtlichkeit  ist  so  zu  verlassen,  wie  sie  angetroffen  wurde  (keine  Abfälle,  keine 

Schäden).9

Weitere Regeln sind:

• Die Bewilligung muss spätestens 8 Tage vor der Veranstaltung eingereicht werden (vgl.  

Online: Stadt Zürich (2)).

• Nachdem  das  Angebot  im  Pilotjahr  kostenlos  war,  sind  seither  rund  100  Schweizer 

Franken (ca. 84 Euro) zu zahlen (vgl. Online: Stadt Zürich (3)).

• Eine Maximallautstärke von bis  zu 93dB10 kann ohne Anmeldung erreicht werden, ab 

93dB ist ein Messprotokoll11 zu führen und es muss kostenloser Gehörschutz angeboten 

werden, Lautstärken über 100dB sind verboten (vgl. Online: Stadt Zürich (2)).

• Die Nachtruhe beginnt in der Sommerzeit erst um 23 Uhr (vgl. Online: ebd.).

Nach etwa einem Jahr wurde das Züricher Modell der Jugendbewilligung vom Stadtrat evaluiert 

(vgl. Online: Stadt Zürich (3)). Demnach gingen bei der Stadt 31 Bewilligungsgesuche ein, 28 da-

von wurden angenommen und 21 Veranstaltungen durchgeführt. Dass ¼ der bewilligten Veran-

staltungen nicht durchgeführt wurde, habe an schlechtem Wetter gelegen. Wie groß letztlich der 

Anteil der Szene war, der das Angebot nutzte, blieb unklar. Trotzdem gelangte die Stadt zu dem 

Urteil, das Modell werde von Jugendlichen „gut aufgenommen“ (Online: ebd.). Allerdings zeigte 

sich auch, dass es nicht alle Veranstalter nutzten, so dass auch weiterhin Partys illegal durchge-

führt wurden. Gründe wurden hierzu nicht genannt. Auch kam es erneut zu heftigen Ausschrei-

tungen im Zuge einer illegalen Party, (vgl. Online: Blick.ch) nachdem die Polizei in ihrer Evaluie-

rung bereits eine Abnahme der Konflikte zwischen Jugendlichen und Ordnungskräften zu erken-

nen meinte. Bei den bewilligten Feiern sei es im Bereich Sicherheit zu keinen nennenswerten 

9 Alle Punkte wörtlich zitiert nach: Online: Stadt Zürich (2). 
10 Zum Vergleich: Die Lautstärke einer Hauptverkehrsstraße entspricht etwa 80-90dB. Eine Wertsteigerung von  

10dB entspricht in etwa der Verdoppelung der wahrgenommenen Lautstärke (vgl. Online: Wikipedia (1)).
11 Um ein Messprotokoll anzufertigen, benötigt man ein s.g. Schalldruckpegel Messgerät, mit dem stündlich die 

Lautstärke getestet und in einem elektronischen Protokoll gespeichert wird.  Die einfachste und im Regelfall 
auch ausreichende Option ist der Download einer entsprechenden App für Smartphones (Kosten: ca. 3€). 
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Zwischenfällen gekommen, „ebenso wurden die Plätze im Anschluss an die Partys von den Ver-

anstaltenden gut gereinigt hinterlassen. Die Veranstaltenden handelten verantwortungsbewusst 

und haben die Auflagen der Bewilligung grossmehrheitlich korrekt  umgesetzt“ (Online:  Stadt 

Zürich (3)). Größere Probleme habe hingegen die Suche nach geeigneten Locations bereitet (ins-

gesamt wurden Partys nur an sechs Orten genehmigt), sowie, damit einhergehend, Lärmklagen 

von Anwohnern. Nachdem zwei Veranstaltungen über acht Beschwerden verursachten12, wurden 

die jeweiligen Veranstalter gesperrt (und es ist anzunehmen, dass selbiges auch auf die betroffe-

nen Locations zutrifft, wodurch sich die Anzahl der tauglichen Flächen auf vier reduziert). Ein 

weiteres Problem stellte die fehlenden WC-Infrastruktur an den selbstgewählten Locations dar.

Um die Anwendung des Züricher Modells auf den Berliner Kontext zu diskutieren, sollen kurz 

weitere Probleme aus Sicht der hiesigen Szene erwähnt werden, wie sie in den Round Table 

Sitzungen der Berliner Initiative (siehe 2.2.2) diskutiert wurden.13

• Eine Altersbegrenzung von Veranstaltenden und Teilnehmenden auf 18-25 erscheint den 

Berliner  Veranstaltern  willkürlich  und  könne  wegen  des  öffentlichen  Zugangs  nicht 

kontrolliert werden. Aus selbigem Grund bestehe auch für Teilnehmer die Möglichkeit, 

Alkohol, Tabak o.ä. selbst mitzubringen, weshalb auch die Einhaltung des Jugendschutzes 

nur ein Ziel von Veranstaltern sein könne, keine Pflicht.

• Eine  Anmeldegebühr  setze  im  Rahmen  eines  non-kommerziellen,  mit  z.T.  hohen 

Mietkosten und großem ehrenamtlichem Einsatz verbundenem Veranstaltungsangebot 

ein falsches Signal. 

• Aus Sicht der Veranstaltenden widersprechen Stände, an denen Getränke zu moderaten 

Preisen angeboten werden, nicht dem Anspruch an Non-Kommerzialität. Vielmehr werde 

selbst  mit  Getränkeständen  aufgrund  der  Veranstaltungskosten  i.d.R.  kein  Gewinn 

erwirtschaftet; ein Verbot wird deshalb als Bevormundung und mangelnde Sachkenntnis 

seitens der Politik empfunden.

• Der Anmeldevorlauf sei  wegen der Wetterabhängigkeit  von Open Airs und der häufig 

spontanen Szenepraxis deutlich zu lang. 

• Eine prinzipielle Maximallautstärke von 99dB sei zu eng gefasst. Für die Verpflichtung, 

kostenlosen Gehörschutz ab 93dB anzubieten, bestehe bei Teilnehmenden kein Bedarf.

Positiv wurde hingegen die städtische Bereitstellung von Forschungsgeldern bewertet, durch die 

eine objektivere Einschätzung der Lage ermöglicht wurde. Ebenso wurde das breite und szenege-

recht formulierte Infomaterial für junge Veranstaltende gelobt, welches auf der Homepage der 

Stadt Zürich zur Verfügung steht und die Jugendbewilligung flankiert.14 In ihm werden nicht zu 

beachtende  Organisationsaspekte  nicht  einschüchternd  präsentiert,  sondern  die  Broschüren 

motivieren  geradewegs  zu  kreativen  Experimenten.  Ebenfalls  wurde  die  um  eine  Stunde 

verzögerte Nachtruhe begrüßt.

12 Weiterhin gab es bei 14 Veranstaltungen 0-2 Lärmbeschwerden, bei fünf kam es zu 3-5 Klagen.
13 Die im Folgenden genannten Positionen wurden nicht als Dokument festgehalten und beziehen sich deshalb 

auf mündliche Äußerungen in meiner Anwesenheit.
14 Als Beispiel: Online: Stadt Zürich (4).
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2.1.2 Halle a.d. Saale: Ausgewiesene Flächen für Spontapartys

In  Halle  wurde  im  April  2013  ein  anderes  Modell  zur  Legalisierung  so  genannter  „Spontan-

Partys“ im öffentlichen Raum geschaffen. Deren Regelung lautet wie folgt: 

„Ist die Zahl der Teilnehmer vorhersehbar und unter 500 Personen, so ist die Veranstaltung 
24 Stunden vor ihrem Beginn schriftlich beim Dienstleistungszentrum Veranstaltungen der 
Stadt  Halle  (Saale)  anzuzeigen;  an  einem  Freitag  spätestens  bis  13.00  Uhr.  Als 
Veranstaltungsorte kommen die ausgewiesenen Grill-  und Lagerfeuerplätze der Stadt in 
Betracht. (...) Der Ausgangswert der Beschallungstechnik darf 103 dB nicht überschreiten; 
ein entsprechender Nachweis ist zu führen. Lärmeinwirkungen dürfen keine erheblichen 
Nachteile oder Belästigungen für die Allgemeinheit oder die Nachbarschaft herbeiführen; 
die  Zumutbarkeitsgrenze  ist  dabei  auf  Grund  einer  umfassenden  Würdigung  aller 
Umstände des Einzelfalles zu bestimmen“ (Online: Stadt Halle (1)).

Zentraler  Unterschied  zum  Züricher  Modell  ist,  dass  Veranstaltungsorte  nicht  frei  von  den 

Veranstaltern  vorgeschlagen  werden  können,  sondern  dass  es  eine  Liste  an  ausgewiesenen 

Flächen gibt, aus der Veranstalter wählen können.15 Daraus ergibt sich ein im Vergleich zu Zürich 

zusätzlich  vereinfachter  Verwaltungsvorgang,  der  ohne  Genehmigung  auskommt;  alleine  die 

Anmeldung (in Halle etwas verwirrend „Anzeige“ genannt) reicht aus und schafft innerhalb einer, 

man  möchte  sagen:  spektakulär  kurzen  Frist  von  24  Stunden  oder  weniger,  Rechtsklarheit. 

Drittens bietet die weitgehende Auflagenbefreiung für Partys mit bis zu 500 Teilnehmern einen 

größeren Rahmen. Darüber hinaus gestattet  die Stadt auch Veranstaltungen mit  bis zu 1.000 

Teilnehmern,  knüpft  diese  jedoch  an  deutlich  höhere  Anforderungen  an  Sicherheit  und 

technische Infrastruktur, deren kostendeckende Finanzierung jedoch aufgrund eines generellen 

Verbots von Verkaufsständen (wie in Zürich) mit Schwierigkeiten verbunden sein dürfte.

Zur Verfügung stehen insgesamt acht Flächen in Halle (vgl. Online: Halle Spektrum), was auf die 

Bevölkerung Zürichs hochgerechnet einer Zahl von etwa 14 Flächen, für Berlin sogar von 120 

Flächen entsprechen würde -  fraglich,  ob es  überhaupt  so viele illegal  genutzte Locations in  

Berlin gibt.  Ebenfalls  von Vorteil  ist,  dass die zulässigen Schallimmissionen auf den Wert der 

Tanzfläche  festgelegt  sind  und  nicht,  wie  in  Berlin  (vgl.  3.2.5.1),  auf  den  Wert,  welcher  bei 

Anwohnern ankommt. Dadurch sind einerseits Messprotokolle („entsprechender Nachweis“) vor 

Ort  und  ohne  großen  Aufwand  erstellbar,  andererseits  genießen  Veranstalter  einen  kleinen 

Rechtsvorteil im Fall, dass beispielsweise besondere Windsituationen den Schall weiter tragen, 

als anzunehmen war. Gleichzeitig bleibt durch die vage Formulierung des Schlusssatzes auch ein 

Ermessensspielraum für Ordnungskräfte, im Falle „erheblicher Nachteile und Belästigungen“ auf 

Veranstaltende einzuwirken. 

Einer  ersten Evaluation des Modells  zufolge scheint  der  liberale Ansatz  Konflikte deutlich zu 

entschärfen: Nach 135 Lärmbeschwerden im Jahr 2012 waren es im Jahr der Einführung des 

Modells 2013 nur noch 25 (vgl. ebd.). Die Anzahl durchgeführter Veranstaltungen lag mit 24 noch 

höher als in der fast doppelt so großen Stadt Zürich (vgl. ebd.).

15 Die  Liste  ausgewiesener  Flächen  wurde  jedoch  in  Zusammenarbeit  zwischen  Veranstaltungsszene  und 
Verwaltung erstellt,  ähnelt in diesem Sinne also doch dem Züricher Modell,  nur,  dass die Anerkennung 
bestimmter  Locations  vor Einführung  der  Bewilligungspraxis  entschieden  wurde  und  nicht  bei  jedem 
einzelnen Antrag geprüft wird.
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2.1.3 Bremen: Freie Flächen ohne Freiheit

Zuletzt ist auch die Stadt Bremen im Juni 2014 mit einem Modell ausgewiesener Flächen für Free 

Open Airs nachgerückt (vgl. Online: Radio Bremen) – und hat gezeigt, wie es wohl eher nicht 

funktioniert.  Die  Stadt  meldete  bei  sämtlichen  Vorschlägen  der  Initiative  „Freie  Flächen  für 

Musik Bremen“ Bedenken an und wies schließlich nur zwei  selbst  eingebrachte Flächen aus. 

Diese wurden wiederum von der Initiative nur irrgläubig registriert. Die Initiative kritisiert, die 

Flächen befänden sich zu weit  außerhalb,  seien mit  öffentlichen Verkehrsmitteln  schlecht  zu 

erreichen,  böten  keinerlei  Athmosphäre  und  aufgrund  fehlender  Bepflanzungen  keine 

Anbringungspunkte für Deko-Elemente (vgl.: ebd.).

Darüber hinaus sind nur Veranstaltungen mit maximal 100 Personen und einer Lautsprecher-

leistung  von  500  Watt  zulässig  (vgl.  ebd.).16 Zum Vergleich:  500W entspricht  in  etwa einem 

Ghetto Blaster; auf Berliner Free Open Airs zum Einsatz kommende Anlagen haben i.d.R. die vier- 

bis  zehnfache Leistung.  Ferner  besteht  die  Pflicht,  auf  eigene Kosten Dixie-Klos aufzustellen, 

zugleich herrscht ein Verbot von Verkaufsständen (vgl. Online: ebd.). Eine Interpretation dieses 

Modells muss in Anbetracht des bereits Gesagten wohl nicht vertieft werden.

2.2 Berlin: Das Modell der Grauzone

Im September 2013 initiierte das Veranstaltungs-Kollektiv „Elektronische2samkeit“ eine Debatte 

über  die  Lage  von  Free  Open  Airs  im  öffentlichen  Raum.  Auf  der  Suche  nach  einem  gut 

vernetzten und mit Kampagnenorganisation vertrautem Partner wandte sich das Kollektiv an die 

Clubcommission.  Die  Clubcommission  ist  ein  Verband  der  Berliner  Club-,  Party-  und 

Kulturereignisveranstaltern  (vgl.  Online:  Clubcommission  (1)).  Sie  vertritt  traditionell  die 

Interessen  professioneller  und  kommerziell  wirtschaftender  Szeneakteure,  hat  langjährige 

Kontakte zu Politik und Wirtschaft und stellt u.a. einen Vertreter im Auschuss Creative Industries 

der  Industrie und Handelskammer (IHK) Berlin.  Neben ihrer strategisch wichtigen Position als 

Schnittstelle  der  Anspruchsgruppen  beförderte  ein  weiterer  Umstand  die  Zusammenarbeit. 

Parallel zur Anfrage der Free Open Air Veranstalter erhielt die Clubcommission Fördermittel des 

Berlin  Musicboards zur  Durchführung eines  Projektes  namens  „Pop im Kiez“.  In  einer  Studie 

sollten die Konfliktlagen zwischen Clubs und Anwohnern erforscht und aus den Ergebnissen ein 

Katalog mit Handlungsempfehlungen entwickelt werden, die „Pop im Kiez Toolbox“ (vgl. Online: 

Pop im Kiez Toolbx). Aufgrund ähnlicher Problemlagen gelang es, Free Open Airs als Teilbereich in 

das  Projekt  zu  integrieren.  Die  Initiative  verfügte  damit  sowohl  über  eine  fest  angestellte 

Projektkoordinatorin  im  Büro  der  Clubcommission,  als  auch  über  ein  geringes  Maß  an 

finanziellen Mitteln. Mit Hilfe dieser Mittel konnte unter anderem die auf Veranstaltungsfragen 

spezialisierte  Rechtsanwanltskanzlei Härting mit einem juristischen Gutachten betraut werden, 

16 Zum 27.06.2014 wurde die Begrenzung der Lautsprecherleistung bis auf Weiteres wieder aufgehoben, nicht 
jedoch die Beschränkung der Veranstaltungsgröße (vgl. Online: Weser Kurier).
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dessen Ergebnisse zu einer wichtigen Grundlage der Strategieentwickung wurden.

Zu Beginn der Free Open Air Initiative waren zusammenfassend folgende Akteure beteiligt:

• Veranstalter der Free Open Air Szene (Gestaltung der Initiative)

• Clubcommission (Vermittlung)

• Berlin Musicboard (Förderung)

• Rechtsanwaltskanzlei Härting (juristisches Gutachen)

• Anwohner (indirekt im Rahmen der Umfrage zu „Pop im Kiez“)

Im späteren Verlauf wurden zudem weitere Stakeholder integriert, deren Rolle im weiteren Text 

noch ausführlicher beschrieben wird. Diese sind:

• IHK Berlin (Förderung und öffentliche Unterstützung)

• Politiker, Verwaltungsmitarbeiter und Polizeibeamte (Diskussionspartner)

• Szeneverwandte Unternehmen (Produktentwicklung und materielles Sponsoring)

2.2.1 Auftakt der Berliner Free Open Air Initiative

Bereits  zu  Beginn  der  Initiative  zeigte  sich,  dass  viel  Fingerspitzengefühl  zur  politischen 

Organisierung der Free Open Air Szene nötig war. Gerade auf Seiten langjähriger und besonders 

stark  subkulturell  orientierter  Szeneveranstalter  herrschte  ein  dreifaches  Misstrauen:  erstens 

gegenüber  dem  Staatswesen  und  der  Möglichkeit  eines  Dialogs  auf  Augenhöhe.  Zweitens 

gegenüber jüngeren Veranstaltern,  auf deren vermeintlich verantwortungsloses Verhalten die 

aufgeheizte  Konfliktlage  zurückgeführt  wurde.  Und  zuletzt  gegenber  der  Clubcommission, 

welche  wegen  ihres  säuberlichen  Auftretens  für  viele  das  Schreckgespenst  „Senats-Techno“ 

symbolisiert;  einer  gezähmten,  politisch  wohlgeheißenen  und  kommerziell  ausgerichteten 

Clubwirtschaft,  die  den „Stallgeruch“  des Subversiven lediglich  instrumentalisiert  (vgl.  Müller 

2014:398f.).  Die Free Open Air Szene – wenn man zu diesem Zeitpunkt überhaupt von einer 

zusammengehörigen Gemeinschaft sprechen konnte – war also zutiefst verunsichert bezüglich 

ihrer eigenen Identität: Wie viele Akteure gibt es überhaupt? Wer gehört zur Szene, wer nicht 

und anhand welcher Kriterien lässt sich das entscheiden und nach außen vermitteln? Gibt es 

überhaupt  gemeinsame  Interessen  und  ein  geteiltes  Problembewusstsein?  Und  wer  sind 

vertrauenswürdige Kooperationspartner, um die Konflikte zu lösen? Zu derlei Grundfragen stand 

bis dato kein stimmiges Wissen zur Verfügung.17

Zum Auftakt der Initiative musste deshalb ein Treffen auf „neutralem Boden“ organisiert werden. 

Unter dem vertrauten Geruch von Rauch und schalem Bier fand am 08. September 2013 im Club 

M.I.K.Z. also eine erste Panel-Diskussion unter Szenevertretern zum Thema „Techno, Parks und 

Ordnungsamt“ statt. Dessen Themenliste gibt einen ersten Einblick, entlang welcher Probleme 

und Ideen die Initiative startete.

17 Vgl. hierzu auch Auseinandersetzung Jan-Michael Kühns mit der Frage, wer oder was "die" Techno-Szene ist, 
bei: Online: Berlin Mitte Institut.
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• „nehmen  kostenfreie  Open  Airs  den  Clubs  die 

Besucher weg?

• besetzen  kommerziell  ausgerichtete  Veranstalter  die 

letzten schönen Freiflächen der Stadt?

• "Veranstalter"  kommt  nicht  von  "Verantwortung": 

Warum illegal trotzdem nicht immer scheiß egal ist

• Was sind die Erfahrungen aus Halle, wo diesen Som-

mer unkommerzielle Freiluftparties erlaubt waren?

• Wie  könnte  eine  gemeinsame  Grundlage  zwischen 

Stadt,  Bezirk,  Ordnungsämtern,  Polizei  und 

Veranstaltern  aussehen?  Können  Erfahrungen  aus 

Bremen hilfreich sein?“
  

Abb. 4: Digitaler Flyer zum Mitternachtstalk vom 08.10.2013 im M.I.K.Z..

Bezeichnend für das erwähnte Misstrauen ist,  dass sich gleich die ersten drei Themenpunkte 

sehr  kritisch  auf  die  „eigene“  Szene   richten.  Nicht  nur  wird  eine  Rivalität  zwischen  Club-

Betreibenden und Free Open Airs postuliert (ein Punkt, der jedoch bald wieder aus der Debatte 

verschwand;  siehe  hierzu  Online:  BLN  FM  (1)),  sondern  auch  intern  zwischen  „kommerziell 

ausgerichteten  Veranstaltern“  und  non-kommerziellen,  sowie  verantwortungsvollen  und 

verantwortungslosen unterschieden. 

Ein letzter Aspekt der Debatte betraf die bereits dargestellten Bewilligungspraktien in Zürich, 

Halle  und  Bremen.  Nach  einem  optimistischen  Ausklang  der  Diskussion  wurde  beschlossen,  

einen runden Tisch von Free Open Air Veranstaltern zu bilden, dessen Aufgabe es sein sollte, die  

gesammelten  Fragen  und  Standpunkte  des  Mitternachtstalks  weiter  zu  diskutieren,  dabei 

möglichst  viele  Szeneakteure  einzubinden  und  schließlich  eine  gemeinsame  Kampagne  zu 

starten.

2.2.2 Der Round Table: Strategieentwicklung

Von September 2013 bis Februar 2014 fanden insgesamt vier Treffen am „Round Table“ statt, zu 

denen  die  Clubcommission  und  engagierte  Teilnehmende  über  E-Mail-Verteiler  und  soziale 

Netzwerke  aufriefen.  Ihr  Ziel  war  die  Ausarbeitung  gemeinsamer  Forderungen  und  eines 

strategischen Fahrplans. Im Verlauf der Treffen wurde die auf Veranstaltungsfragen spezialisierte 

Rechtsanwaltkanzlei Härting mit der Erstellung eines juristischen Gutachtens zur Lage von Free 

Open  Airs  im  öffentlichen  Raum  beauftragt.  In  dem  im  Anhang  dieser  Arbeit  beigefügten 

Gutachten  wurden  die  relevanten  Rechtsquellen  für  Free  Open  Airs  und  deren  praktische 

Bedeutung  für  die  Szenepraxis  zusammengetragen.  Weiterhin  wurden  zum  abschließenden 

Treffen Vertreter aller Parteien des Senats zu einer Diskussion über die politische Realisierbarkeit 

der Forderungen eingeladen.

20



  Abb. 5: Round Table Sitzung, 27.01.2014, Clubcommission.      Abb. 6: Round Table Sitzung, 24.02.2014, Clubcommission.

Bereits beim ersten Treffen wurden Eckpfeiler der Strategie bestimmt. Besonders auffällig war 

die schnelle Ablehnung des Halleschen Modells für Berlin. Dafür gab es drei Argumente: 

Erstens  entsprächen  ausgewiesene  und  speziell  für  den  Veranstaltungsbetrieb  ausgestattete 

Flächen nicht  der  in  Berlin  besonders  verankerten  Szenepraxis  der  Rauminszenierung  (siehe 

3.3.3.2). Auf ausgewiesenen Flächen, so die Befürchtung, trete Funktionalität vor Atmosphäre, 

was  in  diesem  Sinne  tendenziell  an  fixierte  Clubräume  und  kommerziell  ausgerichtete 

Szenepraktiken erinnert. 

Zweitens verbanden die Teilnehmenden damit die Angst, dass mit der punktuellen Legalisierung 

von Free Open Airs  ihre Kriminalisierung im sonstigen Stadtraum vorangetrieben werde.  Der 

überwiegenden Meinung zufolge sollte die Free Open Air Szene nicht von ihrem Anspruch auf 

ein allgemeines Nutzungsrecht (i.S.d. Gemeingebrauchs) am öffentlichen Raum abrücken. Eine 

Besonderheit Berlins gegenüber den weitaus kleineren Städten Zürich, Halle oder Bremen war 

überdies, dass sich die Anzahl von Free Open Air Veranstaltern überhaupt nicht überblicken ließ 

und  folglich  unklar  war,  inwieweit  wirklich  „die“  Szene  an  den  Round  Table  Sitzungen 

partizipierte. Deshalb herrschten Vorbehalte, direkt ein rechtlich bindendes Modell mit Politik 

und  Verwaltung  auszuhandeln,  bevor  nicht  intern  eine  solide  und  repräsentative 

Interessensgemeinschaft geschaffen wurde.

Drittens prognostizierten die Teilnehmenden, dass ausgewiesene Flächen schnell zu „Gratis Party 

Plätzen“ würden, die vorrangig aus Kostengründen genutzt und ein entsprechend konsumistisch 

abwägendes, kulturell jedoch unverbundenes Publikum anziehen würden. Sobald regelmäßige 

Free Open Airs an festen Orten stattfänden, so die Befürchtung, könne auch kein augewählter, in 

seiner  Größe  vorhersehbarer  und  gewissermaßen  vertrauensvoller  Teilnehmerkreis  mehr 

eingeladen werden. Bevor man also die Ausweisung von Freiräumen anstreben konnte, musste 

erst  ein  auf  das  Innere  der  Szene  gerichteter  Prozess  zur  Bewusstseinsbildung  und 

Kompetenzvermittlung gestartet werden.

Selbstorganisation  war  also  sowohl  die  entscheidende  Herausforderung,  als  auch  das 

strategische Mittel der Wahl. Aus dieser Problemanalyse bildete sich die Idee einer Werte-Charta 

der Free Open Air Szene, welche mit dem etwas bürokratisch klingenden Arbeitstitel „Freiwillige  

Selbstverpflichtung“ ausgestattet wurde (welcher bis heute nicht geändert wurde). 
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Auf Grundlage der  Freiwilligen Selbstverpflichtung (2.2.3) sollte ein  Workshop  (2.2.4)  gestaltet 

werden,  welcher  Strategien  zur  Umsetzung  der  Werte  zusammenträgt  und  vermittelt. 

Teilnehmer  am  Workshop  sollten  zuletzt  ein  Zertifikat  ausgehändigt  bekommen,  den 

Veranstalter Pass (2.2.4), welcher ihnen im Konfliktfall Handlungskompetenz bescheinigt und vor 

Ordnungskräften eine bessere Verhandlungsgrundlage geben sollte.

Die  Ergebnisse  der  selbstorganisierten  Szeneinitiative  sollten  anschließend  über  eine 

Öffentlichkeitskampagne  (2.2.5)  vorgestellt  und  mit  der  Forderung  nach  einer  höheren 

Anerkennung von Free Open Airs im öffentlichen Raum verbunden werden. 

2.2.3 Freiwillige Selbstverpflichtung

Mit der Ablehnung des Modells ausgewiesener Flächen lässt sich das Berliner Konzept bereits im 

Kern beschreiben: als  Modell der Grauzone. Dieses Modell beschreibt also keine Regelung auf 

gesetzlicher, sondern auf vertraulicher Basis. Entsprechend plädiert es für eine grundsätzliche 

Anerkennung, dass Free Open Airs – Illegalität hin oder her – seit einem Vierteljahrhundert zur 

soziokulturellen  Praxis  einer  breiten  Schicht  der  Berliner  Bevölkerung  selbstverständlich 

dazugehören. Der diskursive Rahmen wird also aktiv von der Betrachtung des rechtlichen Status  

von Free Open Airs wegbewegt und andere Aspekte rücken ins Zentrum: Geschichte, kulturelle 

Tradition oder auch soziale und wirtschaftliche Verdienste der Szene für Berlin. Schließlich war 

seit den späten Achtzigern für die Techno-Szene die Existenz im legalen Graubereich und...

„(…) ein Verhandeln mit der Exekutive eine gängige Praxis. Dabei wurde nicht auf sinnlose 
Provokation abgezielt, sondern ein diplomatischer Ansatz verfolgt, der oft die Dauer der 
Party  verlängerte  und  Geldstrafen  auf  ein  Minimum  reduzierte.  Durch  die  steigende 
Repression seitens  der  Staatsgewalt  wurde die  gesamte Szene samt Umfeld  und ihren 
Besuchern  kriminalisiert.  Die  vermehrten  negativen  Medienberichte  verstärkten  den 
Druck,  etwas  gegen die  'illegalen Drogen-Rave-Parties'  zu  unternehmen,  woraufhin  die 
Polizei  immer  weitere  gesetzliche  Möglichkeiten  ausschöpfte,  um  Free  Parties  zu 
unterbinden" (Breinl 2012:136).

Anhand  von  Breinls  Darstellung  des  typischen  Konfliktverlaufs  lassen  sich  sehr  gut  die 

strategischen  Zielsetzungen  der  Berliner  Free  Open  Air  Initiative  ableiten.  Erstens  sollte  ein 

positiveres Bild der Szene in die öffentliche Meinung rücken. Dem Begriff „illegale Drogen-Rave-

Parties“ wird entsprechend der reizwortbereinigte und rechtliche Aspekte ausklammernde Term 

„musikkulturelle  Freiluftveranstaltungen“ (Online:  Clubcommission (3))  entgegengehalten.  Die 

Freiwillige Selbstverpflichtung unterfüttert das Bestreben, den diskursiven Rahmen vorteilhaft zu 

beeinflussen, zugleich erkennt sie jedoch den Handlungsbedarf gegenüber dem Fehlverhalten 

einiger Veranstalter an und verfolgt das nach außen gewünschte Bild im Inneren der Szene durch 

Bewusstseinsbildung stärker zu realisieren. Auch diese Strategie ist nicht neu, wie ein weiterer 

Bericht Breinls zeigt:

„Um  der  negativen  Entwicklung  entgegen  zu  steuern  wurden  verschiedene  Strategien 
ausgearbeitet,  die  den  abhanden  gekommenen  Spirit  wieder  beleben  sollten. 
Beispielsweise wurde von vielen Beteiligten gemeinsam ein Text verfasst, der allen wieder 
in  Erinnerung  rufen  sollte,  worum  es  bei  Free  Parties  ging.  Nur  durch  gegenseitigen 
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Respekt,  gemeinsame  Zusammenarbeit  und  Eigenverantwortung  aller  Beteiligter,  [sic!] 
könne  demnach  das  Funktionieren  von  Free  Parties  wieder  sichergestellt  werden. 
Diebstahl, Vandalismus und gewalttätiges Verhalten dürfe nicht akzeptiert werden und es 
liege in der Verantwortung aller, auf solche Vorkommnisse dementsprechend zu reagieren. 
Auch  der  destruktive  Umgang  einiger  Beteiligter  mit  der  Exekutive  wurde  in  diesem 
Zusammenhang scharf kritisiert" (Breinl 2012: 139f.).

Die  dargestellten  Hintergründe  sollen  eine  Grundlage  zur  Interpretation  der  Freiwilligen 

Selbstverpflichtung  liefern.  Eine  weiterführende  Auseinandersetzung  unter  Einbezug  des 

juristischen Gutachtens der Kanzlei Härting (3.2) und der kulturellen Werte der Szene (3.3) findet 

im Theorie-Teil dieser Arbeit statt.

Abb. 7: Freiwillige Selbstverpflichtung im Veranstalter Pass.

2.2.4 Workshop Programm und Veranstalter Pass

Die  Idee  des  Veranstalter  Passes  war  angelegt  an  Zertifikaten  wie  der  „Roten  Karte“  des 

Hygieneamtes. Eine „Rote Karte“ ist Voraussetzung für die Arbeit in gastronomischen Betrieben 

und  wird  nach  einem  vierstündigen  Workshop  über  Hygiene  und  Lebensmittelverarbeitung 

ausgestellt (vgl. Online: Berlin.de (2)). Im Gegensatz zur „Roten Karte“ besitzt der Veranstalter 

Pass  jedoch keinerlei  rechtliche Relevanz für  Ordnungskräfte;  sprich,  keine Verlässlichkeit  für 

Veranstalter.  Die  mit  ihm  verbundenen  Ziele  waren  vielmehr,  nach  Innen  ein  gemeinsames 

Wertebewusstsein  von  Veranstaltern  zu  stärken  und  nach  Außen  im  Konfliktfall 

Verantwortungsbewusstsein  und  Handlungskompetenz  des  Trägers  zu  bezeugen,  um  die 
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Anwendung  kooperativer  Konfliktlösungen  zwischen  Ordnungskräften  und  Veranstaltern  zu 

befördern.  Immer wieder kamen während der Round Table Sitzungen jedoch Zweifel  an der 

Wirksamkeit  des  Veranstalter  Passes  zur  Sprache;  sie  zu  erhöhen  war  folglich  ein  wichtiger 

strategischer Punkt.

2.2.4.1 Exkurs: Schwierige Kooperationen

Einerseits  betrafen  die  Zweifel  erneut  das  Innere  der 

Szene. Die Frage war, wie man gewährleisten könne, dass 

sich  Besitzer  des  Veranstalter  Passes  auch  an  dessen 

Kodex, die Freiwillige Selbstverpflichtung, halten und ihn 

nicht  als  Freifahrtsschein  verstehen  würden.  In  der 

Diskussion tauchte mitunter die Idee auf, eine Liste von 

Veranstaltern in Besitz des Passes an die Ordnungskräfte 

zu  übermitteln,  von  der  jene  Kollektive  geschwärzt 

werden  könnten,  die  beispielsweise  einen 

Veranstaltungsort  verdreckt  zurücklassen  und  damit 

gegen die Selbstverpflichtung verstoßen. 

Diese Interpretation einer „transparenten Kooperation“ mit  den Ordnungskräften ging jedoch 

der überwiegenden Mehrheit der Beteiligten ein gutes Stück zu weit. Tatsächlich haben Polizei 

und  Ordnungsamt  ein  großes  Interesse  daran,  in  den  Besitz  möglichst  ausführlicher 

Informationen über die Akteure der Free Open Air Szene zu kommen. In dem Buch „Techno – 

Professionelles Einsatzmanagement von Polizei und Ordnungsbehörden bei Veranstaltungen der 

Techno-Party-Szene“ heißt es hierzu:

„Den Veranstaltern [von Free Open Airs; Anm.d.Verf.] ist in der Regel wohl bewusst, dass 
eine  Vielzahl  der  geplanten  Veranstaltungen  aufgrund  der  Örtlichkeiten, 
Rahmenbedingungen und Beeinträchtigungen (Lärm pp.) nicht oder nur mit erheblichen 
Einschränkungen den behördlichen Segen zur Durchführung erhalten würden. Also setzt 
man  auf  möglichst  konspirative,  abgeschottete  und  Insider  orientierte 
Veranstaltungsplanung  und  -abwicklung  in  der  Hoffnung,  möglichst  unbemerkt  und 
unbeeinflusst  agieren  zu  können.  Dies  macht  das  Erkennen  relevanter  Einsatzanlässe 
schwierig.  Liegen allerdings Erkenntnisse  über  eine unangemeldete  bzw.  ungenehmigte 
Veranstaltung  vor,  ist  als  Einsatzziel  die  Verhinderung  der  Durchführung  einer  solchen 
Veranstaltung regelmäßig zu prüfen. Dabei ist es naturgemäß einfacher, mit polizeilichen 
Maßnahmen  im  Vorfeld  einer  Veranstaltung  zum  Ziel  zu  kommen  als  eine  laufende 
Veranstaltung mit einer Vielzahl von Teilnehmerinnen und Teilnehmern zu beenden und 
aufzulösen“  (Brenneisen/Wilkens/Martins 2004:213).

Eine Liste mit den Namen von Veranstaltern würde also die Recherche der Polizei in sozialen  

Netzwerken wesentlich vereinfachen und den Zugang zu versteckt gehaltenen E-Mail- und SMS-

Verteilern erleichtern. Der Verzicht der Berliner Szene auf eine legale Bewilligungspraxis zwingt 

geradewegs  Polizei  und Ordnungsbehörden zu einer  Verfolgung von Free Open Airs,  die nur 

durch das Argument vermieden werden kann, dass die Recherche notwendiger Informationen 

aufgrund  mangelnder  personeller  und  finanzieller  Ressourcen  der  Ordnungsbehörden  nicht 
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bewerkstelligt werden kann (vgl ebd.:207). Eine transparentere Kommunikation zwischen Free 

Open Air Szene und Ordnugskräften im Rahmen des Modells der Grauzone würde – logisch zu 

Ende gedacht – eine stärkere Repression der Szeneaktivitäten erforderlich machen.

Das  Problem  der  Verbindlichkeit  des  Veranstalter  Passes  kann  also  nur  intern  durch 

Bewusstseinsbildung und Kompetenzvermittlung bewältigt werden. Beide Aspekte wurden in der 

Folge als Aufgaben des Workshops definiert.

Andererseits  betrafen  die  Zweifel  der  Free  Open  Air  Szene  natürlich  die  Anerkennung  des 

Veranstalter  Passes  seitens  Politik,  Öffentlichkeit  und  insbesondere  der  im  Konfliktfall 

entscheidenden Odnungskräfte. 

Anerkennung setzt zunächst Wissen voraus. Es wurde also versucht, Politiker und Mitarbeiter aus 

Verwaltung  und Polizei  möglichst  frühzeitig  über  die  Initiative  zu  informieren  und sie  durch 

regelmäßige  Präsentation  von  Zwischenergebnissen  in  die  Diskussion  einzubinden.  Das  ist 

zunächt jedoch leichter  gesagt,  als  getan.  Ein vielsagendes Beispiel:  Bei  einem Gespräch der 

Projektbeauftragten der Clubcommission mit dem Bezirksstadtradt von Friedrichshain-Kreuzberg 

reagierte ein teilnehmender Politiker der Partei  Die Grünen  mit dem sarkastischen Ausspruch: 

„Ah, das ist aber gut, dass Sie mal was für Ihr Ansehen tun wollen, schlechter kann das nämlich 

nicht mehr werden bei uns“18. Wie bewegt man so jemanden dazu, sich außerhalb der eigenen 

Dienstzeiten in einen Raum mit 50, 60 Techno-Veranstaltern zu setzen? Sehr, sehr schwierig... 

Es  gelang  trotzdem.  Zunächst  wurde  durch  die  Einladung  zum  Round  Table  und  einen 

kontinuierlichen Informationsfluss (regelmäßige E-Mails und Telefonate zum Stand der Initiative, 

Begegnungen auf Vernetzungsveranstaltungen der Kreativbranche, etc...) die Unterstützung der 

mit der Musik-Szene beauftragten - und ihrem Wahlvolk prinzipiell aufgeschlosseneren - Politiker 

gewonnen.  Diese  flankierten  wiederum  die  Einladungsschreiben  der  Clubcommission  mit 

nachdrücklichen Empfehlungsschreiben an die höchsten Ebenen der jeweiligen Institution, die 

Einladung „bitte“ wahrzunehmen. Legislative – Exekutive. Der Amtsweg wird eingehalten.

Zudem wurde Dr. Kühne, Stadtrat des Bezirks Pankow, als Redner für den Workshop gewonnen. 

In seinem Beitrag schilderte er  die vorherrschende Problemlage aus Verwaltungsperspektive. 

Durch seine Teilnahme wurde dem Interesse der Free Open Air Szene an einem vorbehaltslosen 

Dialog Ausdruck verliehen, was ebenfalls beim Abbau von Berührungsängsten half. Insgesamt 

nahmen als Ergebnis dieses Vorgehens etwa 15 ranghohe Vertreter von Verwaltung und Polizei 

an den Workshops teil; eine Zahl, die sehr positiv bewertet wurde. 

Der  letzte  Aspekt  zur  Steigerung  der  Anerkennung  des  Veranstalter  Passes  bei  den 

entscheidenden  Zielgruppen  war  die  offizielle  Zusammenarbeit  mit  der  Industrie-  und 

Handelskammer (IHK), die sowohl formell die Initiative unterstützte, beispielsweise durch Mit-

Herausgabe des Veranstalter Passes, als auch einen Raum auf „neutralem Boden“ (in diesem Fall 

allerdings ohne den Geruch von schalem Bier) zur Durchführung des Workshops bereitstellte. 

Wie es sich mittlerweile herausgestellt haben sollte, ist es ein Charakteristikum der subkulturell 

geprägten  Free  Open  Air  Szene,  Kooperationen  mit  szeneexternen  und  insbesondere  dem 

politischen, wirtschaftlichen oder kulturellen Mainstream zugehörigen Akteurn mit Zweifeln zu 

18 Mündliche Korrespondenz mit Malena Medam (Clubcommission) am 22.04.2014.
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begegnen; so auch in diesem Fall, weshalb ein weiterer Exkurs nötig scheint. Sollte man mit der  

IHK zusammenarbeiten; einer Institution, die die städteräumliche und ökonomische Entwicklung 

Berlins  entscheidend  mitgestaltet  und  aufs  Engste  mit  Gentrifizierungsprozessen  und 

verschwindenden  Freiräumen  verbunden  ist?  Und  sollte  man  den  eingeforderten 

Nutzungsanspruch am öffentlichen Raum mit dem Argument Nachdruck verleihen, dass diese 

Nutzung von Interesse für die städtische Wirtschaftslobby sei (was im Kern des Arguments eine 

Kommerzialisierung  des  öffentlichen  Raums  bedeutet)?  Ganz  gleich,  welche  persönliche 

Meinung  man  dazu  hat,  ist  es  enorm  wichtig,  die  Relevanz  solcher  Fragen  mit  genügend 

Fingerspitzengefühl  einzuschätzen.  Denn  wo  Entscheidungen  den  Wertekern  der  Bewegung 

berühren, kann dies schnell zu Uneinigkeit und dem Verlust von Glaubwürdigkeit führen. Es ist 

gewissermaßen die „Stärke“ subkultureller Bewegungen, sich in dem Maße zu zerstreiten, wie 

versucht  wird,  über  die  Zusammenarbeit  mit  etablierten  Akteuren  die  eigenen,  zunächst 

isolierten „alternativen“ Ziele stärker durchzusetzen.

Gelöst wurde der vorliegende Konflikt mit einem in diesem Sinne erstaunlichen Pragmatismus. 

Faktisch unterstützt nicht "die" IHK Free Open Airs, sondern einzelne, wichtige Akteure aus dem 

Bereich Kreativwirtschaft. Und ihre Unterstützung fußt auch nicht darauf, dass sie konkret die 

wirtschaftlichen Effekte von Free Open Airs berechnet hätten, sondern weil Free Open Airs als  

Verwirklichungsplattform  kreativer  Newcomer  verstanden  werden  –  weil  sie  ein  kulturelles 

Format bieten, dass keine erheblichen Ressourcen und kaum fachliches Know-How verlangt, und 

in dessen Rahmen sich junge Menschen gestalterisch in ihr soziales Umfeld einbringen können 

und  dabei  auf  andere  Kreative  zu  treffen.  Der  häufig  beschworene  Begriff  "Nährboden  der 

Kreativwirtschaft"  meint  genau  das  –  niedrigschwellige  Einstiegsmöglichkeiten  in  kreatives 

Handeln , Lernen und Vernetzen. Im Endeffekt wurde die Debatte innerhalb der Initiative sehr 

früh und bewusst von anderen Themen verdrängt; hierzu mag man unterschiedlicher Meinung 

sein, im vorliegenden Fall hat es jedoch nicht zu einem Glaubwürdigkeitsverlust geführt, sondern 

eher dazu beigetragen, zu einem Ergebnis zu kommen und dieses in einer alle Anspruchsgruppen 

überzeugenden Weise zu präsentieren.

Abb. 9: Open Air Workshop im Ludwig Erhard Haus, Berlin, 12.05.2014, Clubcommission.
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2.2.4.2 Aufbau und Ablauf des Workshops

Nun von den strategischen Hintergründen zum Workshop selbst. Der Workshop wurde an zwei 

Terminen  (22.04.  und  12.05.2014)  von  jeweils  10  –  17  Uhr  durchgeführt  und  war  in  vier 

thematische Blöcke unterteilt: 

1. Rahmenbedingungen von musik-kulturellen Freiluftveranstaltungen

Zunächst wurde die Problemstellung in Anlehnung an die Erkenntnisse aus dem „Pop im 

Kiez“ Projekt präsentiert: Welche typischen Nutzungskonflikte treten bei Open Airs im 

öffentlichen Raum auf? Und wie ist die Problemsicht der Szeneakteure? 

2. Rechtliche Rahmenbedingungen

Anschließend stellte ein Vertreter der mit dem Gutachten für Free Open Airs betrauten 

Kanzlei  Härting  die  Ergebnisse  der  Rechtsprüfung  vor:  Welche  Möglichkeiten  und 

Grenzen bietet der rechtliche Graubereich zur Durchführung nicht-angemeldeter Events 

im öffentlichen Raum? Wie würde man vorgehen, um eine Genehmigung zu erlangen 

bzw.  um  zu  vermeiden,  dass  sie  erforderlich  wird?  Eine  einfache  Übersicht  der 

wichtigsten  Rechtsquellen,  deren  Auslegung  sowie  Fallbeispiele  wurden  den 

Teilnehmenden zur Verfügung gestellt.

3. Veranstaltungsorganisation im öffentlichen Raum

Welche Erfahrung haben Veranstaltende mit Konflikten bei Free Open Airs und welche 

Strategien  wenden  sie  zu  deren  Vermeidung  an?  Die  Ergebnisse  wurden  in  einer 

„Checkliste Open Air“ zusammengetragen, die an die Teilnehmenden verteilt wurde und 

dieser Arbeit im Anhang beigefügt ist (vgl. Anhang – Checkliste Open Air).

4. Funktions- & Sichtweisen von Ämtern & Verwaltung im Bezug auf Open Airs in Berlin

Der  Stadtrat  des  Bezirks  Pankow,  Dr.  Kühne,  stellte  den  Ablauf  von 

Genehmigungsverfahren,  den  finanziellen  Schaden  durch  zurückgelassenen  Müll  im 

öffentlichen  Raum,  die  alltäglichen  Schwierigkeiten  der  Verwaltung  zwischen 

verantwortungslosen  Parknutzern  und  daueraufgebrachten  Anwohnern  und  ein 

Fallbeispiel, wie diesen Problemen im Mauerpark begegnet wurde, vor.

Eine Filmaufzeichnung des gesamten ersten Workshops befindet sich im Anhang dieser Arbeit. 

Einer unveröffentlichten, internen Evaluation der Clubcommission zufolge stieß der Workshop 

auf positive Resonanz bei den Teilnehmenden. Rund 120 Szeneakteure nahmen an dem Angebot 

teil,  63%  von  ihnen  Veranstalter  oder  anderweitig  aktive  Szenemitglieder,  15%  waren  noch 

unerfahren, 22% der Teilnehmer machten keine Angabe. Der Strategie der Initiative stimmten 

84% von ihnen zu, 4% zeigten sich unentschieden, 1% lehnte sie ab und 11% machten keine 

Angabe.19 Besonders  betont  wurde  der  Wunsch  nach  einer  kooperativen  Strategie  in 

Gemeinschaft  mit  Politik,  Verwaltung  und  Polizei.  Die  verschiedenen  thematischen  Blöcke 

wurden durchschnittlich mit  Noten zwischen 1-2 bewertet.  Aufgrund der positiven Resonanz 

19 Die Frage lautete: "Sind wir Deiner Meinung nach auf dem richtigen Weg bezüglich des Erhalts von Open 
Airs?"
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wird beabsichtigt, den Workshop auch in Zukunft anzubieten. Voraussetzung ist jedoch, dass sich 

nach  den  bisherigen  Bemühungen  der  Szene  auch  Handlungsbereitschaft  bei  Politik  und 

Verwaltung abzeichnet.

2.2.5 Öffentlichkeitsoffensive

Um die Bemühungen der Szene in die Öffentlichkeit zu tragen und sie mit der Forderungen nach 

mehr Anerkennung zu verbinden, wurden weitere Projekte angestoßen. Zeitnah nach dem Ende 

der Workshops wurde ein kurzes Video mit Impressionen und Teilnehmerstimmen zum ersten 

Free Open Air Workshop veröffentlicht (vgl. Online: Härting Rechtsanwälte).

Aktuell  befindet  sich  ein  weiteres  Kampagnen-Video  in  Planung,  welches  ausführlicher  die 

Inhalte der Initiative vorstellen und das mit Free Open Airs verbundene urbane Lebensgefühl 

emotional transportieren soll. 

Eine weitere Aktion ist die Veranstaltung eines Aufräum Open Airs unter dem Motto „Rave Clean 

–  Save  Green“.  Die  Idee  dahinter  ist,  dass  sich  die  Teilnehmer  als  Putzfrauen und  -männer 

verkleiden, in einer musikalisch geleiteten Kolonne durch den Park ziehen und ihn von Unrat 

befreien. Der Aktion mag angesichts der widersprüchlichen Bilder von feiernden Menschen und 

Sauberkeit etwas Gewolltes anhaften. Interessant ist sie jedoch gerade deshalb, weil sie mir als 

privates Vorhaben von einer jungen Performance-Gruppe außerhalb des Kontexts der Kampagne 

vorgestellt wurde. Nachdem ich der Gruppe dargestellt hatte, dass ihr Vorhaben in mehrfacher 

Hinsicht ordnungswidrig erschien, vermittelte ich sie an die Free Open Air Initiative. Gemeinsam 

wurden Anträge zur legalen Durchführung des Plans gestellt,  die tatsächlich gescheitert sind, 

weshalb nun eine Demonstration im Straßenland angemeldet wurde. Paradoxer Weise ist dem 

Aufräum-Trupp  jedoch  weiterhin  nicht  gestattet,  Grünflächen  zu  betreten.  Der  Polizei  muss 

jedoch zu Gute gehalten werden, dass sie mit dem bemerkenswerten Vorschlag zu unterstützen 

versucht, statt dessen einen Parkplatz zu säubern. Dann also vielleicht "Rave Gay – Save Grey"..?

2.2.6 Kooperationen mit szenerelevanten Unternehmen

Als  abschließender  Aspekt  der  Strategie  zur  Problembewältigung  wurden  im  Verlauf  der 

Kampagne  Kontakte  zu  einigen  szenerelevanten  Unternehmen  geknüpft.  Diese  zeigten 

Bereitschaft, Szeneveranstaltungen durch größtenteils niedrigschwelliges materielles Sponsoring 

zu  unterstützen.  Die  gesponserten  Artikel  reichen  von  Taschen-Aschenbechern,  Müllbeuteln, 

stabilen  Mehrwegbechern  für  Getränke  über  „Urinellas“20 bishin  zum  klassischen 

Getränkesponsoring.  Sponsoring  ist  in  der  Techno-Szene  allerdings  ein  äußert  kritisch 

betrachtetes Feld,  was im Zusammenhang mit  der subkulturellen Szeneorientierung und den 

Erfahrungen der kommerziellen Instrumentalisierung der Love Parade in Berlin nachvollziehbar 

20 „Urinellas“  sind  Kartonwannen,  die  Frauen  das  Urinieren  im  Stehen  erleichtern  und  bei  größeren  
Veranstaltung in Verbindung mit einfach aufzustellenden Unisex Urinalen die Umweltbelastung durch „Wild-
Pinkeln“ verringern können.
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ist. Den aktuell eingebundenen Sponsoringpartnern kann jedoch zu Gute gehalten werden, dass 

sie zum Teil Kleinunternehmen sind, die von Szeneakteuren betriebene werden, und dass ihre 

Produkte und Leistungen auch die Interessen der Szene verwirklichen (gesponserte Getränke 

nehmen einen erheblichen Kostendruck von den Veranstaltenden, Taschenaschenbecher können 

der Aufforderung zu Müllvermeidung verbunden werden, etc..). Die Vernetzung der Szene mit 

Unternehmen betrachte  ich  angesichts  der  bisherigen  Erfahrungen deshalb  als  überwiegend 

positiv und im Einklang mit dem Szeneverständnis von Non-Kommerzialität (vgl. 3.2.5.2).

2.2.7 Fazit

Die Berliner Free Open Air Initiative zeigte in einigen Bereichen wirkungsvolle Ansätze, die sich 

als best practice Beispiel festhalten lassen. Dazu gehören die sehr engagierte Einbindung von 

Anspruchsgruppen,  die  intelligente  Nutzung  von  Finanzierungsmöglichkeiten,  die 

basisdemokratische und zugleich ergebnisorientierte Strategieentwicklung,  sowie das positive 

Zwischenresultat einer Szene, die orientierter, selbstbewusster und besser vernetzt ist. Erstmals 

stehen die Bedürfnisse der Free Open Air Szene auf der politischen Tagesordnung und können in 

zukünftige Entscheidungen einfließen. Das ist ein Erfolg.

Bevor die Diskussion im nachfolgenden, theoretischen Teil vertieft wird, möchte ich jedoch noch 

zwei Schwierigkeiten ansprechen. Erstens, die Teilnahme an der Initiative. Berlin hat gegenüber 

den  zuvor  beschriebenen  Städten  Zürich,  Halle  und  Bremen  ein  viel  größeres,  schlichtweg 

unüberschaubares und vielfältigeres Veranstalterfeld. Welchen Anteil die rund 120 Teilnehmer 

des Workshops an dieser Szene haben, lässt sich nicht einmal grob abschätzen. Betrachte ich die 

Veranstalter meines eigenen Bekanntenkreises, so hat sich nur eine Minderheit in die Initiative 

eingebracht. Wenn ich sie auf ihre Meinung zu dem Projekt ansprach, äußerten sich einige von 

ihnen misstrauisch und zurückhaltend. Zwar wurde dabei selten eine klare Kritik geäußert, aber 

viele  Veranstalter  möchten  schlichtweg  "ihr  Ding  machen",  ohne  sich  dafür  auf  sprachliche 

Formulierungen, gemeinsame Werte oder feste Regeln zu fixieren. Ein Veranstalter meinte zu 

mir, ich solle mir einmal vorstellen, Fahrradfahren würde verboten werden. Dann würde man 

sich wohl auch nicht an Diskussionsrunden beteiligen wollen, um gemeinsame Werte-Chartas 

der Fahrradfahrer zu formulieren und an Verkehrsregel-Workshops teilzunehmen. Man würde 

einfach weiterfahren (Und wenn die Polizei kommt? Schneller fahren!)21. 

Die  zweite  Schwierigkeit  ist,  dass  die Initiative kein überprüfbares Ziel  definiert  hat,  z.B.  die 

Vereinfachung  eines  bestimmten  Verwaltungsprozesses  oder  die  Änderung  eines  Gesetzes. 

Etwaige  Erfolge  der  Bemühungen  lassen  sich  also  kaum  feststellen  und  damit  auch  schwer 

kommunizieren. Es fehlt also das klare Zeichen an die bislang zurückhaltenden Szenemitglieder, 

dass es etwas bringt,  sich politisch einzusetzen. Zum Schluss meiner Arbeit werde ich hieran 

erneut anknüpfen.

21 Mündliche Korrespondenz vom 29.06.2014 mit einem Veranstalter, der nicht genannt werden möchte.
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3.Theoretische Vertiefung: 

begriffe,  rechtslage und kultur 

der Free Open Air Szene

Im nun folgenden Theorie-Teil geht es darum, das Hintergrundwissen zur Berliner Free Open Air 

Initiative zu vertiefen. Dabei möchte ich drei Bereiche beleuchten: 1. Zentrale Begriffe, auf die 

die  Debatte  aufbaut,  2.  die  rechtlichen Rahmenbedingungen im öffentlichen Raum und ihre 

Bedeutung für Free Open Airs, sowie 3. die kulturellen Werte und Handlungsmotive der Free 

Open Air Szene, ihre politischen Leitbilder, ihre Ästhetik und ihre wirtschaftliche Praxis. 

3.1  Begriffliche Grundlage – Open Airs im öffentlichen Raum

3.1.1 Open Air

Wenn Angehörige der Techno-Szene "auf ein Open Air gehen" ist für sie relativ eindeutig, was 

damit  gemeint  ist:  Eine  tagsüber  stattfindende,  nicht-angemeldete,  kostenlose  Party  mit 

elektronischer  Tanzmusik  an  einem  versteckten  Ort  unter  freiem  Himmel.  Die  Teilnehmer 

erfahren von diesen Events i.d.R. über nicht-öffentliche Ankündigungen in sozialen Netzwerken, 

per E-Mail- oder SMS-Verteiler oder durch Mund-zu-Mund-Informationen im Bekanntenkreis. Im 

Zuge  zunehmender  polizeilicher  Verfolgung  solcher  Veranstaltungen  und  ihrer  zeitgleich 

wachsenden  Popularität  haben  sich  allerdings  drei  neuere  Trends  entwickelt.  Zum  einen 

kommerzielle Open Air Angebote auf angemeldeten Draußen-Spielstätten, die häufig an Indoor-

Clubs  angegliedert  sind.  Sie  finden  legal  statt,  werden  öffentlich  beworben,  bieten  eine 

anspruchsvollere  technische  Ausstattung,  sowie  ein  professionelleres  DJ  Line-Up,  kosten 

allerdings Eintritt. Insgesamt unterscheiden sie sich hinsichtlich ihres Ablaufs, ihrer Gestaltung 

und  auch  ihres  Publikums  nicht  von  üblichen  Indoor-Club-Veranstaltungen.  Die  Veranstalter 

kündigen  ihre  Partys  im  Fahrwasser  der  Beliebtheit  zwar  häufig  als  "Open  Airs"  an, 

Szeneangehörige sprechen jedoch eher undifferenziert von "Partys", evtl mit dem Zusatz, dass 

sie  "Open  Air  sind"  (als  rein  räumliche  Beschreibung).  Zum  anderen  weichen  aber  auch 

Veranstalter klassischer Open Airs immer häufiger auf private Spielstätten aus, wobei versucht 

wird, den Spirit der Veranstaltungen durch die Wahl wenig bekannter Locations, die Vermeidung 

großer Kommunikationsplattformen sowie durch betont niedrige Preise so weit wie möglich zu 

erhalten. Um den Unterschied non-kommerzieller Open Airs zu kommerziellen Veranstaltungen 

zu verdeutlichen, findet in letzter Zeit der Begriff  Free Open Air wieder häufigere Verwendung. 

Für Veranstalter trägt die Bezeichnung Free allerdings eine tiefere Bedeutung, als nur "gratis": 

„Die  Bedeutung von 'Free'  wird auch oft  auf  den kostenlosen Zugang reduziert.  'Free' 
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bedeutet nicht nur freien Zugang für alle“ (Breinl 2012:130), „sondern stellt den Anspruch 
an alle Beteiligten, den freien Raum zu nutzen, um selbst Veranstwortung zu übernehmen 
und offen, neugierig und respektvoll aufeinander zuzugehen" (Breinl 2012:128).

Der dritte Punkt ist, dass sich Akteure der Techno-Szene auch auf Straßenfesten einbringen (z.B.  

Karneval  der  Kulturen,  Fête  de  la  Musique,  MyFest),  Demo-Paraden  organisieren  bzw. 

unterstützen (z.B. Christopher Street Day, Transgenialer CSD, Fuck Parade, Megaspree,  Butt  x 

Better,  früher:  Love-Parade)  und  Festivals22 veranstalten  (z.B.  Fusion,  Nation  of  Gondwana, 

uvm.). Diese Eventformate bezeichnen Teilnehmer ebenfalls üblicher Weise nicht als "Open Airs", 

für Veranstalter bieten sie hingegen mögliche legale Alternativen, da sie den klassischen "Open 

Airs" in vielerlei Hinsicht auch nicht unähnlich sind. 

Die Untersuchung von Open Airs in der vorliegenden Arbeit ist also insoweit eingegrenzt, dass, 

erstens,  nur musikzentrierte Veranstaltungen der Techno-Szene betrachtet werden, also keine 

Open Air Kinos, -Konzerte, -Zirkusvorfürungen, -Theater oder sonstiges. Die zweite Eingrenzung 

ist,  dass  nur  Open Airs  der  Techno-Szene  im  öffentlichen  Raum untersucht  werden,  wie  im 

folgenden Punkt erläutert wird.

3.1.2  Der öffentliche Raum

Zur Definition des Begriffs „öffentlicher Raum“ bietet der dazugehörige Wikipedia-Eintrag eine 

erste Orientierung:

„Mit  öffentlichem  Raum  (auch  öffentlichem  Bereich)  wird  der  ebenerdige  Teil  einer 
Gemeindefläche  oder  einer  Körperschaft  des  öffentlichen  Rechts  verstanden,  der  der 
Öffentlichkeit frei  zugänglich ist und von der Gemeinde bewirtschaftet und unterhalten 
wird.  Im  Allgemeinen  fallen  hierunter  öffentliche  Verkehrsflächen  (...),  aber  auch 
Parkanlagen  und  Platzanlagen.  (…)  Öffentliche  Gebäude  stellen  eine  andere  Form 
öffentlicher Einrichtungen dar“ (Online: Wikipedia (2)).

Im gemeinen Sprachgebrauch werden allerdings auch Räume als „öffentlich“ bezeichnet, die frei 

zugänglich sind, sich jedoch in Privateigentum befinden (z.B. Einkaufszentren). Diese Deutung 

findet beispielsweise bei „Kunst im öffentlichen Raum“ Anwendung und ist auch für die Free 

Open Air Szene relevant, da viele Veranstaltungen in ungesicherten Industriebrachen oder auf 

anderen,  verlassenen Privatflächen stattfinden.  Da sich bezüglich des privaten Raums jedoch 

kaum Handlungsoptionen für Politik und Verwaltung ergeben und sich die Berliner Free Open Air 

Initiative genau hierauf  bezieht,  betrachte ich  nur offene Räume  öffentlichen Rechts.23 Diese 

Räume können aufgrund entsprechender Gesetze in vier Kategorien unterteilt werden, für die 

unterschiedliche  Rechtslagen  herrschen:  1.  Straßenland,  2.  Wasserstraßen  (auch  hier  wird 

gefeiert!), 3. Wäldersowie 4. Grünanlagen und Parks.

22 Gemeint sind mehrtägige Partys mit umfangreichen Rahmenprogramm, häufig auch mit Zeltmöglichkeiten,  
auf privaten Flächen im Berliner Umland. Neben Festivals, die i.d.R. im Großen und Ganzen legal stattfinden, 
zumindest in Absprache mit den Flächenbesitzern, sind s.g. "Teknivals" kostenlose und i.d.R. nicht vorher  
abgesprochene, also illegale Partys der Free Tekno Szene in der Natur.

23 Eine weitere Anmerkung betrifft den freien Zugang zum öffentliche Raum, welcher auf einigen Flächen nur  
teilweise gültig ist; so z.B. auf dem ehemaligen Flugfeld Tempelhof, welches zwischen Sonnenuntergang und 
Sonnenaufgang geschlossen ist. Trotzdem fallen auch solche Flächen prinzipiell unter meine Betrachtung.
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3.2 Rechtliche Grundlagen von Open Airs im öffentlichen Raum

Für  die  unterschiedlichen  Bereiche  des  öffentlichen  Raums  gelten  jeweils  Gemeingebrauchs-

rechte,  in  deren  Rahmen  die  Nutzung  unangemeldet  und  kostenlos  gestattet  ist.  Über  den 

Gemeingebrauch  hinausgehende  Sondernutzungen bedürfen  eines  Antrags  und  besonderer 

Gebühren;  werden  diese  Vorgaben  nicht  erfüllt  (bzw.  wird  ein  Antrag  abgehlehnt),  so  stellt  

Sondernutzung einen Tatbestand dar, der als Ordnungswidrigkeit geahndet wird.

Im Folgenden stelle ich die Rechtslagen der unterschiedlichen Bereiche des öffentlichen Raums 

hinsichtlich ihrer Bedeutung für Free Open Airs dar.

Abb.10: Butt x Better #5 (2013), Demo-Parade im öffentlichen Raum, Awareness of Life Potography.

3.2.1. Öffentliches Straßenland

Im öffentlichen Straßenland finden für gewöhnlich drei Formen von musikalischen Free Open 

Airs  statt.  Das  sind  Demo-Paraden,  Straßenfeste  und  Flashmobs  (wenn  diese  musikalisch 

unterstützt werden). Akteure der Free Open Air Szene treten i.d.R. jedoch allenfalls bei Demo-

Paraden als Veranstalter auf, weshalb ich mich auf diese Aktionsform konzentrieren möchte. Das  

bekannteste Beispiel einer Techno-Demonstration ist die Love Parade, die zwischen 1992 – 2003 

und  abermals  2006  in  Berlin  stattfand.  Da  der  Staat  bei  Demonstrationen  gesetzlich  zur 

Übernahme hoher Kosten verpflichtet ist, um das in Art. 8 GG24 verankerte Versammlungsrecht 

zu  gewährleisten  (beispielsweise  für  Sicherheitsvorkehrungen  und  die  Reinigung  des 

Straßenlandes),  entstanden  für  das  Land  Berlin  durch  die  Paraden  mit  bis  zu  1,5  Mio.  

Teilnehmern immense Kosten,  die – zusammen mit  weiteren Nutzungskonflikten – öffentlich 

heftig kritisiert wurden (vgl. Online: Moabit Online). Um die Kostenlast auf die Veranstalter der 

Love  Parade  zu  übertragen,  weigerte  sich  der  Berliner  Senat  im  Jahr  2001,  die  Parade  als 

Demonstration  anzuerkennen.  Einer  Klage  der  Veranstalter  gegen  diese  Entscheidung 

24 Da es wesentlich einfacher ist, die im Folgenden genutzten Rechtsquellen per Suchmaschine unter ihren im  
Text angegebenen Bezeichnung zu suchen, als eine URL von Hand einzutippen, entfällt in ihrem Fall die  
Angabe der Online-Pfade.
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widersprach in  letzter  Instanz  das  Bundesverfassungsgericht.  In  seiner  Begründung heißt  es, 

dass...

"(...)  Zusammenkünfte  zwar  auch dann in den Schutzbereich der  Versammlungsfreiheit 
fallen,  wenn  sie  ihre  kommunikativen  Zwecke  unter  Einsatz  von  Musik  und  Tanz 
verwirklichen. Dies ist der Fall, wenn diese Mittel mit dem Ziel eingesetzt werden, auf die 
öffentliche  Meinungsbildung  einzuwirken.  Andererseits  fallen  Volksfeste  und 
Vergnügungsveranstaltungen  ebenso  wenig  unter  den  Versammlungsbegriff  wie 
Veranstaltungen, die der bloßen Zurschaustellung eines Lebensgefühls dienen oder die als 
eine  auf  Spaß  und  Unterhaltung  ausgerichtete  öffentliche  Massenparty  gedacht  sind, 
einerlei ob der dort vorherrschende Musiktyp ein Lebensgefühl sogenannter Subkulturen 
ausdrückt oder dem Mehrheitsgeschmack entspricht. Eine Musik- und Tanzveranstaltung 
wird nicht allein dadurch insgesamt zu einer Versammlung im Sinne des Art. 8 GG, dass bei 
ihrer Gelegenheit auch Meinungskundgaben erfolgen" (Online: Bundesverfassungsgericht).

Damit ein Free Open Air als Versammlung anerkannt wir, muss also deutlich werden, dass Musik 

ein Mittel zum Zweck ist und nicht der Zweck der Versammlung an sich.  "Die Inbetriebnahme 

von Lautsprechern ist nur insoweit und in der Lautstärke zulässig, wie es die Meinungskundgabe 

an die Versammlungsteilnehmer erforderlich macht" (Online: Berlin.de (3)). Entsprechend sollte 

den  zuständigen  Polizeibeamten  bei  der  Anmeldung  ein  Kommunikationskonzept  vorgelegt 

werden, welches neben einer ausführlichen Begründung zum Einsatz von Musik beispielsweise 

zu verteilende Infoflyer, eine Liste mit qualifizierten Rednern, Bilder von Bannern, die während 

der  Versammlung  getragen  werden,  sowie  die  erwartete  Teilnehmerzahl  enthält.  Die  hierin 

dargelegte öffentliche Relevanz des Demonstrationsanlasses ist schießlich auch entscheidend für 

die Zulassung der angestrebten Demo-Route und Dauer der Parade. 

Beispiele für weiterhin als Demonstrationen zugelassene Paraden in Berlin sind die Fuck Parade, 

der Christopher Street Day, der Transgeniale CSD oder die Butt x Better. 

Abb. 11: Wagen "Funkhaus Grünau" beim Straßenfest Karneval der Kulturen (2013), Marc Osterland.
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3.2.2 Wasserstraßen

Es  mag  verwundern,  doch  auch  die  Berliner  Wasserstraßen  Havel,  Dahme,  Spree  und 

Landwehrkanal dienen gelegentlich als "Location" von Free Open Airs. Vor etwa sechs Jahren 

setzte im Umfeld der Berliner Techno-Szene ein Trend zum Bau von Flößen25 ein, die von kleinen 

Kollektiven  aus  improvisierten  Materialien  gefertigt  und  für  freizeitliche  Bootsfahrten  und 

gelegentliche, i.d.R. non-kommerzielle Events genutzt werden. Die Größe der Gefährte pendelt 

zwischen 4  – 15m Länge und 12 – 70m² Fläche.  Veranstaltungen finden entweder  direkt  zu 

Wasser  statt,  oder  die  Flöße werden als  schwimmende Bühnen an Uferflächen festgemacht. 

Gängige Eventformate sind Kino- und Theatervorführungen sowie Live-Konzerte; Partys finden 

im  Verhältnis  dazu  seltener  und  in  kleinerem  Rahmen  statt26.  Zu  Wasser  haben  die 

Veranstaltungen aufgrund des beschränkten Platzes stets privaten Charakter, in Anbindung an 

Uferflächen  gelegentlich  auch  öffentlichen.  Da  Wasserstraßen  für  Free  Open  Airs  nur  eine 

Nischenbedeutung haben, entfällt in diesem Punkt die Diskussion relevanter Rechtsquellen.27

                            Abb. 12: Open Air auf dem Floß "Bolle" (heute "Wackelberry") (2011), Findus Geburtstag.

25 Um diesen Randpunkt meiner Arbeit für weitere Recherchen zugänglicher zu machen, seien einige Namen 
von selbstgebauten Flößen aus dem Szeneumfeld genannt. Die "Wackelberry" des Bootschaft e.V. ist meines  
Wissens das älteste non-kommerziell  betriebene Eventfloß,  die "Anarche" des Freimeuter-Kollektivs das 
derzeit größte. Weitere sind die Flöße "Nuria", "Ziggy", "Zola" und "Rockfish".

26 Gründe  hierfür  sind  zum  einen,  dass  Wasser  Schall  sehr  weit  trägt  und  deshalb  Lärmbeschwerden 
warscheinlich sind, zum anderen, dass Wasserstraßen unter besonderem Umweltschutz stehen, weshalb die 
Wasserschutzpolizei bei Gefahrenpotenzial schnell eingreift. 
Wie eine Party zu Wasser dennoch aussehen kann, zeigt ein Videoclip der Berliner Band SEEED, das u.a. auf  
der "Wackelberry" spielt: http://www.youtube.com/watch?v=UHsJR0AsDlo
Allerdings  scheinen  sich  auch  kommerzielle  Anbieter  dem Trend  zu  nähern.  Dadurch,  dass  die  hierbei  
genutzten  Boote  schneller  fahren  als  die  selbstgebauten  Flöße,  werden  Lärmstörungen  für  Anwohner 
verkürzt, so dass auch größere und lautere Partys möglich werden: http://www.stadtstrandfluss.de/#info 

27 Eine erste, gute Anlaufstelle für Informationen bietet die Homepage der Wasser- und Schifffahrtsverwaltung 
des Bunde (WSV): https://www.elwis.de/Freizeitschifffahrt/index.html 
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3.2.3 Wälder

Für Berliner Wälder existiert ein Landeswaldgesetz (LwaldG), welches den Gemeingebrauch in §1 

festlegt. Zweck des Gesetzes sei es,  

"den  Wald  wegen  seiner  Bedeutung  für  die  Umwelt,  insbesondere  für  die  dauernde 
Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes, die Artenvielfalt, das Klima, den Wasserhaushalt, 
die Reinhaltung der Luft, die Bodenfruchtbarkeit, das Landschaftsbild sowie die Erholung 
der  Bevölkerung  zurhalten,  nach  Möglichkeit  zu  mehren  und  seine  ordnungsgemäße 
Pflege nachhaltig zu sichern".

Nach §13 Abs. 2 hat sich "[j]edermann (...) im Wald so zu verhalten, dass die Erholung anderer 

nicht  gefährdet  oder  beeinträchtigt  und  der  Wald  in  seinen  Funktionen nicht  gestört  wird." 

Weiterhin  ist  der  Betrieb von Motoren/Generatoren (§17),  das  Rauchen (§19 Abs.  4),  sowie 

offenes Feuer im Wald (§19 Abs. 1) verboten. Zu beachten ist außerdem, ob sich eine gewählte 

Waldstelle innerhalb eines Naturschutzgebietes befindet (Bundesnaturschutzgesetz). 

Der Vorteil von Wäldern für Free Open Air Veranstalter ist, dass sie meist eine größere Distanz 

zur  nächstgelegenen  Anwohnerschaft  bieten  und  die  dichte  Bepflanzung  zudem  den  Schall 

eindämmt.  Wo  Lärmkonflikten  dadurch  vorgebeugt  wird,  ergeben sich  aber  neue  Probleme: 

Brandgefahr,  eingeschränkte  Anfahrtswege  für  den  Transport,  fehlende  technische  und 

hygienische Infrastruktur und die Beeinträchtigung der Tier- und Pflanzenwelt sind nur einige der 

Risikopunkte. In früheren Jahren wurden häufig so genannte "Goa Partys" mit z.T. über 1.000 

Teilnehmern  unangemeldet  im  Naturraum  veranstaltet  (vgl.  Brenneisen/Wilksen/Martins 

2004:72f.). Mittlerweile ist dieser Trend aber, was Berlin betrifft, wieder stark zurückgegangen. 

Verbreiteter (und dennoch eher selten) finden in Wäldern private Feiern mit meist weniger als 

100 Teilnehmern statt.

Abb. 13: Geburtstagsfeier in einem Wald (2014), Esther Martinez Delicado.
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3.2.4 Grünanlagen und Parks

Die typischsten Locations für Free Open Airs innerhalb des öffentlichen Stadtraums stellen Grün-

anlagen und Parks dar.  Das Gutachten der Kanzlei Härting (im Anhang dieser Arbeit unter: "Gut-

achten Härting") liefert für diesen Bereich deshalb einen besonders ausführlichen Überblick über 

die Rechtslage von Veranstaltern. Trotz jahrzehntelanger Praxis stellen demnach nicht-angemel-

dete Open Airs in Grünanlagen prinzipiell Sondernutzungen dar und eine Genehmigung sei im 

Normalfall  nicht  zu  erwirken;  sprich:  sie  sind  illegal.  Grundlage  dieser  Einschätzung  ist  das 

Berliner  Grünanlagengesetz  (GruenanlG)  und  der  darin  eng  umfasste  Gemeingebrauch  (§6). 

Alles, was diesen Gemeingebrauch übersteigt, bedarf laut §6 Abs. 5 der Genehmigung. Gewisse 

Spielräume böten, laut Gutachten, lediglich Parks mit einer angelegten Konzertfläche, wie sie 

beispielsweise im Mauerpark oder Treptower Park vorhanden ist. Eine Genehmigung kann je-

doch auch hier nur erteilt werden, wenn ein überwiegendes öffentliches Interesse an einer Ver-

anstaltung besteht. Kleinen, im Rahmen privater Freizeitgestaltung organisierten Open Airs wird 

dieses öffentliche Interesse grundsätzlich abgesprochen, d.h. es gibt auch hier wieder keine lega-

le Option für sie. Davon abgesehen umfasst das – zumindest theoretisch existierende – Geneh-

migungsverfahren28 eine Liste von bis zu 14 Unterlagen29 die mit bis zu 10 unterschiedliche Stel-

len30 koordiniert werden müssen. Die Bearbeitung beträgt mindestens 8 Wochen31 und die An-

tragsstellung verursacht – selbst im höchstwahrscheinlichen Fall der Ablehnung – hohe Gebüh-

ren für den Veranstalter. Auch das verwendete Rechtsdeutsch in den Anträgen überfordert viele 

Nicht-Experten, ganz zu schweigen von jenen, deren Muttersprache nicht Deutsch ist. Die Ver-

waltungsabläufe sind also in einem grotesken Maß ungeeignet für Free Open Air Veranstalter.

Seit nun schon einem Viertel Jahrhundert triumphiert jedoch die Praxis über die Theorie. Trotz 

Illegalität  finden  Free  Open  Airs  also  statt,  entweder  unbemerkt  oder  innerhalb  eines 

praktizierten Graubereichs, der rechtlich faktisch nicht existiert. Immer häufiger jedoch werden 

Veranstaltungen abgebrochen und Geldstrafen erteilt. 

3.2.5 Weitere relevante Gesetzesquellen für Free Open Airs im öffentlichen Raum

3.2.5.1 Landesimissionsschutzgesetz Berlin (LImSchG Bln):

Nach §7 Abs.1 bedürfen "[ö]ffentliche32 Veranstaltungen im Freien (...) einer Genehmigung (...), 

wenn von ihnen störende Geräusche für Dritte zu erwarten sind." Geräusche sind störend, wenn 

die  "Grenze  unzumutbarer  Belästigungen  der  Allgemeinheit  und  der  Nachbarschaft 

überschritten ist"  (Anhang -  Gutachten Härting:7). Eine Besonderheit  Berlins  ist,  dass  es  für 

28 Das beschriebene Genehmigungsverfahren wurde während des Free Open Air Workshops vom Pankower 
Bezirksstadtrat  Dr.  Kühne  vorgestellt.  Im  Anhang  dieser  Arbeit  finden  sich  sowohl  die  Folien  seiner 
Präsentation ("Präsentation Kühne") als auch eine Videoaufzeichnung des Vortrags ("Video (4)"). Die im Text  
genannten Zahlen können diesen Quellen entnommen werden.

29 Präsentation Kühne:4f. / Video (4.1) – 00:13:03 min.
30 Präsentation Kühne:9   / Video (4.1) – 00:19:08 min.
31 Video  (4.1) – 00:15:46 min.
32 Eine Veranstaltung gilt dann als öffentlich, wenn sie der Allgemeinheit zugänglich ist und sich die Teilnehmen-

den untereinander oder zu den Veranstaltenden nicht innerlich verbunden fühlen (vgl. Online: eventfaq). 
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diesen weit  auslegbaren Gesetzestext eine  Ausführungsverordnung (AV LImSchG Bln33),  sowie 

eine Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm (TA Lärm) gibt, in denen die Bestimmungen 

konkretisiert werden. Wichtig für das Ermessen der Grenze unzumutbaren Lärms ist demnach 

eine Unterscheidung zwischen anlagenbedingtem und verhaltensbedingtem Lärm (AV LImSchG 

Ziff. 1 Abs. 1). Anlagebedingte Immissionen gehen beispielsweise von Tonwiedergabegeräten und 

elektroakustisch  verstärkten  Musikinstrumenten  aus  (AV  LImSchG  Ziff.  1  Abs.  6b).  Für  diese 

Immissionen herrschen in der AV festgelegte Dezibelgrenzen für verschiedene Gebietstypen34, 

die in der folgenden Tabelle aufgeführt sind:

                 Abb. 14: Dezibelgrenzen nach verschiedenen Gebietstypen in Berlin. In: Anhang - Gutachten 
Härting: 8; nach: AV LImSchG Bln – Veranstaltungen Ziff. 3.7.

Als  Messpunkt  der  Dezibelwerte wird in  der  Praxis  ein halber  Meter  vor dem Fenster  eines 

Anwohners  festgelegt  (vgl.  auch  AV  LImSchG  Anlage  1  Ziff.  3).  Für  Veranstalter  ist  also  zu 

beachten,  dass  es  dehalb  nicht  entscheidend ist,  in  welchem  Gebietstyp  eine  Veranstaltung 

stattfindet, sondern, in welchem Gebietstyp ihre Immissionen ankommen.

Verhaltensbedingte Immissionen sind all jene, "die von Menschen (...) durch aktives Tun (zum 

Beispiel durch Feiern, Singen und Grölen; durch Poltern und Trampeln; durch Betätigungen ohne 

Verwendung von Maschinen und Geräten) erzeugt werden" (AV LImSchG Bln Ziff.  1). Ob eine 

Ruhestörung vorliegt,  ist  hierbei  jedoch allein  vom subjektiven Lärmempfinden der bzw.  des 

Betroffenen abhängig (vgl. AV LImSchG Bln Ziff. 3 Abs.2). Dieses soll zwar laut Verordnung von 

den Beamten auf seine Glaubhaftigkeit hin überprüft werden (vgl. ebd.), in der Praxis wird die 

Auseinandersetzung  mit  Anwohnern  jedoch  meist  vermieden  und  Veranstaltungen  im 

rechtlichen  Graubereich  zum  Abbruch  gezwungen.  Einsprüche  seitens  der  Veranstaltenden 

werden  von  Ordnungskräften  i.d.R.  mit  der  Androhung  weiterer  Überprüfungsmaßnahmen 

hinsichtlich  möglicher  Ordnungswidrigkeiten35 beantwortet,  so  dass  einer  objektiven Prüfung 

aufgrund der schwachen Rechtsposition der Veranstaltenden  meist ausgewichen wird.

33 Diese Ausführungsverordnung gibt es außerdem in einer weiteren Fassung speziell für Verantstaltungen: die 
AV LImSchG Bln – Veranstaltungen.

34 Um dies im Vorfeld einer Veranstaltung einschätzen zu können, empfiehlt  sich ein Blick auf  den online  
einsehbaren Flächennutzungsplan Berlins (vgl. Online: Berlin.de (4)).

35 Da alleine die Möglichkeit einer Ruhestörung bereits zu Anmeldung einer Veranstaltung verpflichtet, läge 
hier bereits eine Ortnungswidrigkeit vor (vgl. LImSchG Bln §7 Abs.1).
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3.2.5.2 Gewerbeordnung (GewO):

Aus Sicht des Gewerberechts stellt sich die Frage, ob eine Free Open Air Veranstaltung gewerb-

liches Handeln darstellt. Entscheidend dafür ist, ob die Veranstaltung plan- und regelmäßig statt-

findet und den Veranstaltenden dabei eine Gewinnerzielungsabsicht nachgewiesen werden kann 

(vgl. Anhang - Gutachten Härting:3). Diese ist nicht abhängig vom tatsächlichen Gewinn; d.h. sie 

kann vorliegen, auch wenn kein Gewinn entsteht, und nicht vorliegen, auch wenn Gewinn erzielt 

wird  (vgl.  ebd.).  Nicht-gewerbliches  Handeln  liegt  nach  Auslegung  der  Kanzlei  Härting 

beispielsweise  dann  vor,  wenn  Getränke  zum  Selbstkostenpreis  an  Veranstaltungsteilnehmer 

abgegeben werden. Allerdings weist die Kanzlei darauf hin, dass es unterschiedliche Stimmen in 

der Rechtsliteratur gibt, was im Begriff der Selbstkosten eingeschlossen ist. Hierzu ein Beispiel für 

das in der Szene übliche Verständnis von Non-Kommerzialität:

Abb. 15: E-Mail eines Veranstaltungskollektivs der Techno-Szene aus Hannover, 18.04.2014, Thomas Scheele.

Non-Kommerzialität  bedeutet  im  Szeneverständnis  also,  dass  zunächst  einmal  die  kulturelle 

Praxis und nicht der Gewinn im Vordergrund steht. Innerhalb dieses Rahmens dürfen allerdings 

durchaus Einnahmen entstehen. Diese fließen jedoch in eine kollektive Projektkasse und werden 

v.a. in technisches Equipment investiert, so dass (mittelfristig) kein individueller Profit entsteht. 

Worauf  die  Kanzlei  Härting  allerdings  aufmerksam  machte,  war,  dass  selbst  diese  Form  der 

Querfinanzierung bereits als gewerbliches Handeln betrachtet werden könne (vgl. Schröder in:  

Anhang - Video (2.1) - 00:05:20 min). Die  Selbstkosten von beispielsweise Getränken bezögen 

sich demgemäß nur auf deren Einkaufs-, Transport- und Kühlkosten und nicht auf weitere, im 

Rahmen  einer  Veranstaltung  bzw.  der  Veranstaltungstätigkeit  im  Allgemeinen  entstehende 

Ausgaben.  Einen  rechtlichen  Kompromiss  böte  jedoch  zum  Beispiel  das  Aufstellen  einer 

separaten Spendenbox zur Deckung der Veranstaltungskosten im Allgemeinen. 
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3.2.5.3 Gaststättengesetz (GastG):

Das  Gaststättengesetz  findet  ausschließlich  bei  gewerblichen  Veranstaltungen  Anwendung 

(GastG §1). Da es sich jedoch, wie wir im vorangegangenen Punkt gesehen haben, auch auf non-

kommerziell gedachte Veranstaltungen ungewollt auswirken kann, soll hier auf das Gesetz als zu  

berücksichtigende Regelung zumindest verwiesen werden.

3.2.5.4 Betriebs-Verordnung (BetrVO):36

In der Betriebs-Verordnung Berlins sind umfassende Anforderungen für Versammlungsstätten, 

etwa an  Rettungswege,  Brandschutzvorrichtungen,  Technik  oder  Sicherheitskonzepte (BetrVO 

§25  -  39) festgehalten.  Versammlungsstätten  sind  "bauliche  Anlagen37 oder  Teile  baulicher 

Anlagen, die für die gleichzeitige Anwesenheit vieler Menschen (…) bestimmt sind" (BetrVO §23 

Abs. 2). Unter den Begriff fallen also eingezäunte oder baulich umfasste Freiflächen, nicht jedoch 

offene  Wiesen.  Ferner  finden  die  Vorschriften  des  Gesetzes  nur  Anwendung  bei 

Versammlungsstätten im Freien, "deren Besucherbereich mehr als 1000 Besucher fasst und ganz 

oder teilweise aus baulichen Anlagen besteht"(BetrVO §23 Abs. 1b). Freiareale innerhalb einer 

eingezäunten Freifläche, wie z.B. das Tempelhofer Feld, sind also nicht betroffen, wenn der für 

eine Veranstaltung genutzte Bereich nicht an die baulichen Anlagen grenzt.

3.2.5.5 GEMA:

Bei öffentlichen Veranstaltungen, auf denen durch die GEMA geschützte Musiktitel abgespielt 

werden, muss eine Abgabe geleistet werden. Im Urheberrechtsgesetz heißt es dazu: 

"Die  Wiedergabe  ist  öffentlich,  wenn  sie  für  eine  Mehrzahl  von  Mitgliedern  der 
Öffentlichkeit bestimmt ist. Zur Öffentlichkeit gehört jeder, der nicht mit demjenigen, der 
das Werk verwertet, oder mit den anderen Personen, denen das Werk in unkörperlicher 
Form  wahrnehmbar  oder  zugänglich  gemacht  wird,  durch  persönliche  Beziehungen 
verbunden ist" (UrhG §15 Abs. 3).

Aus Sicht der GEMA heißt das vereinfacht: "Jede Nutzung ist öffentlich, bei der wenigstens zwei 

Personen, die nicht miteinander verwandt oder eng befreundet sind, Musik hören. Betriebsfeste 

sowie  Vereinsfeiern  sind  deshalb  in  der  Regel  öffentlich,  die  private  Party  oder  auch  die 

Geburtstagsfeier  dagegen nicht."  (Online:  GEMA)  Auch kleine Free Open Airs  mit  familiärer 

Athmosphäre fallen also, weil sie im öffentlichen Raum frei zugänglich sind, tendenziell unter die 

GEMA Regelung. 

36 Auch bekannt als "Versammlungsstättengesetz".
37 Bauliche  Anlagen  sind  nach  BauO  Bln  §2  Abs.  1  "mit  dem  Erdboden  verbundene,  aus  Bauprodukten 

hergestellte Anlagen; eine Verbindung mit dem Boden besteht auch dann, wenn die Anlage durch eigene 
Schwere auf dem Boden ruht oder auf ortsfesten Bahnen begrenzt beweglich ist oder wenn die Anlage nach  
ihremVerwendungszweck  dazu  bestimmt  ist,  überwiegend  ortsfest  benutzt  zu  werden."  Auch 
Aufschüttungen und Abgrabungen werden an selber Stelle als bauliche Anlagen definiert.
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3.2.5.6 Zusammenfassung

Ziel des Rechtsgutachtens war es, den Graubereich abzustecken, innerhalb dessen die grundsätz-

liche Anmeldepflicht für eine Musikveranstaltung im öffentlichen Raum vermieden werden kann. 

Im Ergebnis lässt sich sagen: Drückt man beide Augen zu, lässt sich ein minimaler Spielraum er-

kennen – jedoch nur solange sich niemand beschwert. Da dies im Zuge enger werdender Freiräu-

me aber immer häufiger der Fall ist, wird auch die Unsicherheit größer, der Graubereich dunkler.

Andererseits ist die offizielle Genehmigung eines Events so gut wie nicht zu erwirken. Die einzige 

realistisch  umsetzbare,  legale  Option  für  ein  Free  Open  Air  im  öffentlichen  Raum  ist  die 

Veranstaltung einer Demo-Parade. Die Stadt sollte also bedenken, dass Verantsaltern im Falle 

einer weiteren Verschlechterung ihrer Lage diese Möglichkeit zum Protest bleibt, welche durch 

das Grundgesetz auch einen schwer zu verneinenden Schutz genießt (im Gegensatz zur Love 

Parade geht es hier nämlich tatsächlich um ein Politikum). Es kann natürlich nicht im Interesse  

des  Landes  sein,  dass  sich  in  Zukunft  ein  Großteil  der  Veranstaltenden  auf  ihr 

Versammlungsrecht beruft – weder kulturell, noch wirtschaftlich und schon gar nicht im Sinne 

des städtischen Images als Freiraum und Kreativstandort.

Ziel ist es, durch ein Modell der Grauzone einen Kompromiss zwischen den Interessen zu finden.  

Das Modell ist aber letztlich so lange unanwendbar, wie die Beschwerden nicht zurückgehen. 

Zunächst sollte hier natürlich die Frage gestellt werden: "Was können Free Open Air Veranstalter 

besser machen, um ortsverträglich zu handeln?" Wenn allerdings jedwede Antwort darauf im 

Ergebnis nur von mehr bis weniger illegal reicht, kommt zwangsläufig noch eine weitere Frage 

hinzu. "Wie kann der öffentliche Raum auf  die Nutzungsbedürfnisse und Anforderungen der 

Gesellschaft – nach Events einerseits und Ruhe andererseits – angepasst werden?" An dieser 

Stelle soll nur ein Anknüpfungspunkt geschaffen werden, auf den ich mich in Kapitel 4 erneut  

beziehen werde.

3.3  Kulturelle Verortung

3.3.1Techno als Subkultur, Jugendkultur, Popkultur

Alltagssprachlich wird Techno regelmäßig als  Subkultur bezeichnet, womit eine Distinktion von 

der  Mehrheitsgesellschaft  angezeigt  wird.  Erstmals  verwendete  der  US-amerikanische 

Anthropologe Milton M. Gordon (2005 [1947]) den Begriff „Subkultur. Wo Kultur ehedem die 

Unterscheidung  einer  westlichen  von  diversen  nicht-westlichen  implizierte  und  eng  mit 

nationaler Zugehörigkeit verknüpft war, dekonstruierte „Subkultur“ das Bild einer einheitlichen 

Gesellschaft und wies auf ihre intrinsische Vielfalt hin. In der deutschen Verwendung des Begriffs 

nimmt Rolf Schwendters „Theorie der Subkultur“ eine Schlüsselstellung ein. Darin betrachtet er 

Sukulturen  aus  marxistischer  Sicht  als  „Teile  der  Gesellschaft,  die  von  der  Kultur,  d.h.  vom 
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gesamten System der herrschenden Werte und Institutionen abweichen“ (Schwendter 1993:27). 

Seine Theorie liest sich wie ein Differenzierungsversuch des kommunistischen Klassenkampfes, 

der quasi zum Kulturkampf wird und dabei die gesellschaftlichen Trennlinien neu justiert.

Die  Abgrenzungserscheinungen  vom  gesellschaftlichen  Mainstream  werden  im  Begriff  der 

Jugendkultur als natürliche Abgrenzungs- und Orientierungsprozesse junger Menschen unter den 

Bedingungen  der  Individualisierung  betrachtet;  sprich  als  Generationen-  und  nicht  als 

Systemrevolte  (vgl.  Hitzler/Niederbacher  2010;  kritisch:  Schwendter  1993:29ff.).  Einerseits 

relativiert  sich  dadurch  die  politische  Sprengkraft  des  Phänomens,  zugleich  plädiert  die 

Jugendkultur-Forschung jedoch für  mehr gesellschaftliche Toleranz gegenüber abweichendem 

Verhalten. Anstatt sich, wie Schwendter mit dem revolutionären Potenzial devianter Gruppen zu 

beschäftigen, konzentrieren sich Forschende auf die Analyse der Bedeutungsstrukturen hinter 

jugendkulturellen  Musikstilen,  Moden  und  Symbolen,  um  darüber  Rückschlüsse  auf  die 

Probleme und Bedürfnisse junger Menschen zu gewinnen.

Der  Begriff  Popkultur entstand im Kontext  der  sich insbesondere zur  zweiten Hälfte  des  20. 

Jahrhunderts entwickelnden Kulturindustrie und der massenhaften Herstellung  niedrigschwel-

liger Kulturprodukte. Er tritt damit der Hochkultur gegenüber und beschreibt eine „populärere“ 

Form des kultuellen Ausdrucks. Vertreter der Kritischen Theorie wie Adorno oder Horkheimer 

kritisierten  Popkultur  als  reine  Ware,  welche  die  Ideologie  des  kapitalistischen  Systems  in 

gehaltloser Ästhetik den Massen verkauft und zum Konformismus verführt (vgl. Adorno 1977). 

Dagegen  wendete  sich  seit  den  1960er  Jahren  die  -  ebenfalls  marxistisch  ausgerichtete  - 

Birminghamer Schule der Cultural Studies rund um ihren führenden Theoretiker Stuart Hall. Der 

wesentliche Unterschied ihres Ansatzes bestand darin, dass sie sich von den Diskussionen um 

den künstlerischen bzw. ideologischen  Gehalt  von Popkultur abwendeten und statt dessen die 

Rezipienten,  ihren  eigenwilligen  Umgang  mit  Popkultur  in  den  Fokus  nahmen  (vgl. 

Schwanhäußer 2010:284). In diesem Umgang, so das Ergebnis, könne auch eine Umdeutung der 

scheinbaren Inhalte stattfinden, die zu neuen, subversiven Bedeutungen führten (vgl. ebd.; Vogt 

2005:252f.).  Dagegen kontert  jedoch mittlerweile wieder  die traditionelle  linke Theorie,  dass 

selbst Systemkritik und Alternativität vom Kapitalismus assimiliert und zum kommerzialisierten 

Erlebnisprodukt geworden seien (vgl. Schulze 1992;  Boltanski/Chiapello 2003).

Anhand der Begriffe Subkultur,  Jugendkultur und Popkultur wird die Deutung von Techno als 

subversives  Projekt,  jugendliche  Orientierungssuche,  kapitalistisches  Konsumprodukt  oder  als 

offener Bestandteil individueller Sinnbastelei verhandelt.

3.3.2 Techno als Szene

Wie  ließe  sich  jedoch  entscheiden,  welche  dieser  Deutungen  Recht  hat?  Bei  genauerer 

Betrachtung offenbaren die drei dargestellten Konzepte je eigene Mängel. In der postmodernen 

Welt, die sich durch die Koexistenz von Widersprüchlichem und einer großen Ausdifferenzierung 

individueller  Lebensrealitäten  kennzeichnet,  sind  die  klaren  gesellschaftlichen  Trennlinien 
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verschwommen und Gemeinschaften haben sich über die Grenzen von Klasse, Milieu und Alter 

hinweg gebildet (vgl. Beck/Beck-Gernsheim 1994). Für diese postmodernen Gemeinschaften hat 

sich  in  der  Soziologie  der  Begriff  „Szene“  etabliert.  In  einer  Szene  treffen  unterschiedliche 

Individuen  zusammen,  die  sich  in  einem  partiellen  Bereich  ihres  Lebens  überlappen;  einem 

gemeinsamen Interesse (vgl. Hitzler/Niederbacher 2010: 16f.). Dieses Interesse kann sich auf ein 

bestimmtes Problem, ein Projekt, eine gemeinsame Leidenschaft o.ä. beziehen. Szenen sind also 

„Teilzeit-Welten“ (ebd.:14), die...

„keine Türen haben, weder hinein noch hinaus[. Man bewegt] sich in einer Szene eher wie 
in einer Wolke oder in einer Nebelbank: Man weiß oft nicht, ob man tatsächlich drin ist, ob 
man am Rande mitläuft, oder ob man schon nahe am Zentrum steht. Gleichwohl realisiert 
man irgendwann 'irgendwie',  dass man 'irgendwie'  dazugehört.  Und da dir  Ränder  der 
Szene ohnein verschwinden, hat man in der Regel einen probemlosen Zugang zu ihr und 
kann sie ebenso problemlos auch wieder verlassen“ (ebd.:16).

Hinsichtlich  ihres  Wertekanons  -  ihrer  Kultur,  wenn  man  so  will  -  sind  Szenen  ambivalent.  

Einerseits  bildet  jede  Szene  eine  eigene  Kultur  heraus;  „richtige“  Verhaltensweisen, 

Einstellungen, Relevanzen und Wissensbestände, die eine symbolische Form durch szenetypische 

Musik, Kleidungsstile, Sprache u.ä. erhalten (vgl. ebd.:18). Andererseits ist die Kultur einer Szene 

aufgrund des offenen und fluiden Charakters der Gemeinschaft uneindeutig, heterogen und in 

ständiger Veränderung begriffen (vgl. ebd.:19;25). Ihre Symbole und Praktiken können somit frei  

angeeignet,  umgedeutet  und  in  möglicherweise  widersprüchlichen  Kontexten  eingesetzt 

werden. Damit entzieht sie sich essentialistischen Zuschreibungen – wo Free Open Airs für die 

einen  eine  Form  des  Protests  sind,  sind  sie  für  die  nächsten  Aktionskunst,  für  andere  ein 

Werbemittel,  um auf  sich (als  DJ  oder  Veranstalter)  aufmerksam zu machen und für  wieder 

andere  einfach  ein  privates  Hobby.  Dies  anzuerkennen  bedeutet,  sowohl  den  geteilten  und 

dominanten Bedeutungsstrukturen nachzuspüren, als auch den Widersprüchen. 

3.3.3 Eingrenzung und Charakterisierung der Free Open Air Szene

Der  Begriff  „Techno“  dient  in  der  vorliegenden  Arbeit  nicht  der  musikalisch  exakten 

Genreverortung eines Stils der elektronischen Tanzmusik, ja, er weist ein solches Vorgehen sogar 

durch betont unpräzisen Gebrauch zurück. Mit Verweis auf Christiana Breinls Studie über die 

Free Tekno Bewegung und Anja Schwanhäußers Ethnografie über den „Techno-Underground“ 

Berlins nutze ich den Begriff zur Kennzeichnung einer urbanen Szene, für die die treibende 4/4 

Basedrum zwar das markanteste Kennzeichen ist, deren kulturelle Werte und Praktiken jedoch 

weit über das Musikalische hinaus gehen. Der Begriff „Techno-Szene“ beschreibt also ein großes 

Feld, dass von Clubs über Keller in ländliche Wälder und städtische Parks reicht und daneben 

noch Plattenläden, Musikstudios und vieles mehr einschließt. Breinls Free Tekno, Schwanhäußers 

Techno Underground und meine Free Open Air  Szene bilden innerhalb dieses großen Feldes 

fließend  ineinander  übergehende  Teil-Szenen,  durch  deren  vergleichende  Beschreibung  die 

Charakteristiken der Free Open Air Szene herausgearbeitet werden sollen.
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Abb. 16: Techno-Szene und Teil-Szenen, eigene Grafik.

3.3.3.1 Free Tekno

Christiana Breinls Arbeit setzt chronologisch Mitte der 80er Jahre ein, als die Berliner noch zu 

Disco  und  New  Wave  tanzten.  Zu  dieser  Zeit  entstand  in  Großbritannien  die  Free  Tekno 

Bewegung,  deren  Akteure  mit  LKW-Karawanen quer  durchs  Land fuhren,  um in  verlassenen 

Hallen und an entlegenen Orten in der Natur klandestine Raves mit brachialer, elektronischer 

Musik  zu  organisieren.  Nachdem  die  Szene  in  Großbritannien  aggressiven  Repressionen 

ausgesetzt war, zog sie auf das Europäische Festland und machte in den frühen 90er Jahren u.a.  

Halt in Berlin, wo sie Matthias Roeingh alias „Dr. Motte“ zur ersten Love Parade inspirierte (vgl.  

Denk/von Thülen 2012:56). Der dunkle, stark politisierte Stil des britischen Free Teknos traf in  

Berlin auf die Euphorie und Politikmüdigkeit der Nachwendezeit, amalgamierte mit Ideen und 

Ästhetiken  lokaler  Veranstalter  und  bietet,  trotz  dieser  widersprüchlichen  Verbindung,  noch 

heute eine Sinnressource für die Berliner Free Open Air Szene.38

Breinl  versteht  Free  Tekno  Events  als  „temporäre  autonome  Zonen“  (TAZ)  nach  einem 

gleichnahmigen Konzept des anarchistischen Theoretikers Hakim Bey39 (vgl.  Breinl 2012:78ff.). 

Die TAZ stellt, laut Bey , einen lokalen Aufstand gegen die herrschende Ordnung dar, welcher nur  

für  einen kurzen Moment an einem bestimmten Ort entsteht und dort  das Normale für  die 

Dauer seiner Existenz außer Kraft setzt (vgl. Bey 2003:97ff.). In der TAZ, so Bey  (vgl. ebd.:98), 

entstünde ein Raum, in dem unvorhersehbare Begegnungen und Erfahrungen gemacht und eine 

selbstbestimmtere  Form  der  Gemeinschaft  praktiziert  werden  könne.  Diese  intensiven 

Erfahrungen einer,  wenn auch  nur  in  Ansätzen  erkennbaren,  anderen  Wirklichkeit  sind,  Bey 

zufolge, Triebkräfte selbstbestimten Handelns, des Zerfalls herrschender Ideologien und sozialer 

Innovation. Die Betrachtung von Partys als temporäre autonome Zonen geht allerdings nicht erst 

auf Breinl, sondern auf Bey selbst zurück: "'Fight for the right to party' is in fact not a parody of 

the radical struggle but a new manifestation of it“ (ebd:103).

38 Free Tekno hat  die Open Air Kultur Berlins zwar beeinfluss,  sie ist  aber keineswegs in ihr  aufgegangen, 
sondern besteht auch weiterhin noch als eigene Szene fort.

39 Das Konzept der TAZ wird in nahezu jeder Arbeit über Technokultur erwähnt - vgl. exemplarisch Gutmair 
2013:46-56, Denk/von Thülen 2012:103, Rapp 2009:168; Schwanhäußer 2010:159ff..
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Beys Theorie avancierte in den 90er Jahren zum Kultbuch der Techno-Bewegung und prägte 

nachdrücklich ihre kulturelle Identität. Selbstbestimmung, Gleichberechtigung, Spontanität und 

eine  kritische  Haltung  gegenüber  Staat  und  kapitalistischen  Systemmechanismen wurden  zu 

Wertesäulen der Szene. An ihnen wird auch heute noch die Glaubwürdigkeit von Clubs, Events 

und Party-Teilnehmern bemessen - womit ich nicht behaupten möchte, dass sich die Szene auch 

zur  Gänze  an  diese  Werte  hält;  im  Gegenteil:  Die  Heterogenität  von  Vernstaltern  wie 

Teilnehmern  ist  unübersehbar.  Doch  selbst  da,  wo  gepredigte  Theorie  und  gelebte  Praxis 

auseinanderklaffen, besitzt der Wertekanon dennoch Wirkmächtigkeit darüber, wie die Szene in 

ihrer  Breite  Konflikte  betrachtet  und  beurteilt,  welche  Argumente  Zustimmung  erhalten, 

wogegen Misstrauen herrscht und welches politische Agieren der Szene glaubwürdig erscheint. 

Abb. 17: Tekalogue.

3.3.3.2 Techno Underground

Schwanhäußers  nimmt  bei  ihrer  Ethnografie  des  Berliner  „Techno-Undergrounds“  jene 

Veranstaltungskollektive  in  den  Fokus,  die  außerhalb  der  Berliner  Clubs  Techno-Events  im 

Stadtraum organisieren. Als Orte dienen ihnen vorrangig die im Zuge der Wende entstandenen 

Leerstände im Ostteil Berlins; ehemalige Fabriken, Fertigungshallen, Gebäude des Staatsappa-

rates und dergleichen mehr. Die Verwandtschaft des Techno Undergrounds zur Free Open Air 

Szene wird deutlich, wenn man Schwanhäußers räumlichen Feldeingrenzung weiter folgt: vom 

Gesamtfeld zu zwichengenutzten Stadträumen und schließlich zur Zwischennutzung allein des 

öffentlichen Raums. Das entscheidende Bindeglied zwischen den Szenen ist dabei ihr Nomaden-

tum. Anders als in Clubs ist ein Veranstaltungsraum nicht einfach festgelegt, zweckbestimmt und 

ausgestattet - er wird gesucht, zweckenfremdet und spontan gestaltet. Raum nimmt also eine 
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andere Bedeutung ein  und findet  einen anderen Umgang.  Schwanhäußers Beschreibung der 

Raumpraktiken  des  Techno  Underground  stellen  entsprechend  eine  Grundlage  dar  für  die 

Analyse der Free Open Air Szene. Ihre Deutung soll in sieben zentralen Thesen zusammengefasst 

und abschließend auf das Thema dieser Arbeit übertragen werden:

1. Der  „Techno-Underground“  ist  eine  um  Musik  gruppierte  Szene,  deren  wichtigster 

Verbindungsmoment die Party ist (vgl. Schwanhäußer 2010:14).

2. Partys,  als  das  zentrale  künstlerische  Produkt  der  Szene,  sind  inszenierte  Räume 

(ebd.:40); d.h. ihr Projekt ist nicht die Gestaltung von Räumen für Musik (wie z.B. Disko-

theken), sondern durch Musik. Anders als bei traditionellen Kulturveranstaltungen stehe 

also nicht das künstlerische Ereignis im Mittelpunkt, sondern das soziale, welches durch 

ästhetische Mittel (Raum, Licht, Musik) einen festlichen Rahmen erhält (ebd.:48f.).40 

3. Eine zu  starke  Ästhetisierung  des  Raums  laufe,  Schwanhäußer  zufolge,  Gefahr, 

Teilnehmer  zu  Zuschauern  zu  degradieren  (vgl.  ebd.:123f.).  In  diesem  Sinne  ist 

Dilettantismus41 durchaus stimmig innerhalb eines künstlerisch-politischen Projektes.

4. „Objekte  und Räume werden gebraucht  und angeeignet,  nicht  weil  sie  nützlich  sind, 

sondern  weil  sie  eine  szenische  Funktion  einnehmen“  (ebd.:12).  Wo  eine  Party 

veranstaltet  wird,  orientiert  sich  im  „Techno-Underground“  vorrangig  an  den 

Inszenierungsmöglichkeiten  eines  Raums;  sprich:  an  seinen  athmosphärischen  und 

weniger an seinen funktionalen Qualitäten. 

5. Jeder Raum spricht, weil er mit gesellschaftlicher Bedeutung aufgeladen ist (ebd.:145); 

das Projekt des Techno Underground ist es in diesem Sinne, das Gesagte zu nehmen und 

es dem Raum im Hals umzudrehen. Durch 

die Zusammenführung von Gegensätzen – 

der  städtische  Erholungsraum, 

ausgestattet  mit  Wohnzimmersofa, 

Rokokolämpchen und dazu lauter Musik  – 

entsteht  ein  neuer  Raum,  der  sich einer 

fixierbaren  Positionierung  entzieht. 

Schwanhäußer  fasst  dies  zusammen  als 

„Kultur der Verflüssigung“ (ebd.:18; Herv.i.O.), welche sich am Konzept der TAZ orientiert 

(vgl. ebd.:159ff.). 

6. Die  Raumpraktiken  des  Techno-Underground  werden,  laut  Schwanhäußer,  von 

subkulturellen Werten geleitet.  Von einer  klassischen Subkultur  unterscheide sich die 

Szene  jedoch  dadurch,  dass  ihr  politisches  Projekt  gerade  nicht  auf  die  Festigung, 

sondern  die  Verflüssigung  von  gesellschaftlichen  Grenzziehungen  angelegt  ist  –  auf 

kreatives  Chaos.  Ebenso  kennzeichnen  sich  die  Szeneakteure  durch  ihr  betontes 

40 Dieser Unterschied wird sprachlich gerne vereinfacht, indem man dem Begriff  der "Kulturveranstaltung" 
den  der  "Spaßveranstaltung"  entgegenhält.  Es  lohnt  der  Hinweis,  dass  sich  auch  hinter  s.g.  
Spaßveranstaltungen eine Kultur verbirgt. Dabei geht es jedoch keineswegs nur um sprachliche Feinheiten,  
sondern  mitunter  um  sehr  weitreichende  Fragen  des  Steuerrechts,  in  dem  "Kulturveranstaltungen" 
begünstigt werden, kulturelle "Spaßveranstaltungen" hingegen nicht (vgl. Online: BLN FM (2)).

41 Ausgeführt wird diese Idee von Müller 1982:10f..
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Verflüssigung.



Bestreben,  "sich  bloß  nicht verorten zu lassen" (ebd.:46;  Herv.i.O.),  weshalb auch ihr 

gemeinsames  Normen-  und  Wertesystem  "postmodern  gebrochen"  und  "Gespräche 

über das eigene Szeneverständnis schwierig“ (ebd.:41) seien . 

7. "Der Wechsel an sich, der Moment, verbunden mit einem Bedürfnis nach Souveränität 

und Gestaltungsmacht  über  das  eigene  Leben sind  also  die  Strukturierungsprinzipien 

dieser  Lebenswege"  (ebd.:252).  Bezogen  auf  das  wirtschaftliche  Handeln  der 

Szeneakteure heißt das:  Einerseits wird es erneut von subkulturellen Werten geleitet. 

Teilnehmern  werden  nicht  als  Konsumenten  verstanden  und  Profit  steht  nicht  im 

Vordergrund.  Zugleich  kennzeichnet  sich  die  Szene  aber  als  „Kleinst-Unternehmer-

Kultur“  (ebd.:112);  ihre  Mitglieder  bilden  arbeitsteilige  Strukturen  aus  (z.B.  Technik-

Verleih, DJ-Acts, Essensstände, Flyer-Designer, etc.), um an der Herstellung des zentralen 

Produktes (Party) zu partizipieren, sie einfacher und effizienter zu machen und immer 

neue Ideen zu verwirklichen. Dort, wo diese Strukturen Stabilität entwickeln, sind sie, 

Schwanhäußer zufolge, immer auch mit kapitalistischen Wirtschaftsstrukturen verwoben 

(vgl. ebd.:63). Allerdings reiche die Akzeptanz ökonomischer Spielregeln i.d.R. wiederum 

nur soweit, wie sie das an subkulturellen Werten orientierte Szeneleben ermöglichen. 

Die gesammelten Charakteristika der Free Tekno Szene und des Techno Underground werden im 

folgenden Punkt dahingehend überprüft, inwieweit sie zum besseren Verständnis von Free Open 

Airs dienlich sind bzw. inwiefern sich auch Widersprüche aus den Beobachtungen der Berliner 

Szeneinitiative ergeben.
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Abb. 19 – 22: Rauminszenierungen, links: WG-Party (2010)  /  rechts: Butt x Better #1 (2011) in ehem. Supermarkthalle, 
        Findus Geburtstag.



Abb.: Rauminszenierungen, WG Party (links), Butt x Better #1 (2011; rechts), Thomas Scheele

Abb. 23: Rauminszenierung, Dinner Party in verlassenem Ballsaal (2011), Findus Geburtstag.

3.3.3.3 Die Free Open Air Szene

Einige  Fragestellungen  rund  um  Free  Open  Airs  können  durch  die  Arbeiten  Breinls  und 

Schwanhäußers verständlicher werden. Wieso werden ihre Akteure eher als Chaoten denn als 

Kulturschaffende gesehen und wieso schließt sich beides nicht zwangsweise aus? Weshalb gibt 

es in der Szene so große Widerstände, sich Regeln zu unterwerfen und warum argumentieren 

einige Akteure dennoch dafür? Wieso wurde insbesondere ein Modell ausgewiesener Open Air 

Flächen in Berlin abgelehnt, in anderen Städten hingegen anerkannt? Und welche Bedeutung 

haben Free Open Airs für das urbane Lebensgefühl in Berlin?

Wie in  Schwanhäußers Thesen unter Punkt 2 und 3 dargestellt, wenden sich die künstlerischen 

Praktiken der Szene nicht nur „gegen die Produkte der Kulturindustrie, die die Konsumenten mit  

anonymer Massenware versorgt“, sondern „auch gegen den elitären Kunstbetrieb, bei dem Kunst 

als  Mittel  zur  'Distinktion'  [i.S.  einer  Trennung  von  Künstler  und  Zuschauer;  Anm.d.Verf.] 

eingesetzt  wird“  (ebd.:49).  Damit  entziehen  sie  sich  weitgehend  dem  klassischen 

Kulturverständnis; den Akteuren wird ein sinnvolles, nachvollziehbares Verhalten abgesprochen, 

wodurch  Verbote  legitimiert  werden  und  das  Eingehen  auf  Szenebedürfnisse  überflüssig 

erscheint. Insbesondere äußert sich diese Haltung in der Berliner Kulturpolitik, die erst langsam 

beginnt, Formen der Popkultur als Handlungsfeld anzuerkennen.42

42 Aktuell fließen 97,5% des Kulturhaushalts in Institutionen der Hochkultur, nur 2,5% in die Freie Szene und  
davon wiederum nur ein Bruchteil an popkulturell ausgerichtete Künstler (vgl. Online: Koalition Freie Szene 
(1)).  Popkultur  wird  als  Handlungsfeld  am  ehesten  von  der  Wirtschaftspolitik  unter  dem  Begriff 
"Kreativwirtschaft" wahrgenommen; eine Betrachtung, die natürlich nur mäßig die Haltung der Free Open  
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Aus  Verwaltungssicht  zeigten  der  normalen  Ordnung  zuwiderlaufende  Raumaneignungen 

„natürlich ein gewisses Maß an Kreativität, aber Kreativität, die (...) im natürlichen Gegensatz zu 

behördlichem Handeln stehen  muss,  weil,  wenn da irgendwas passiert,  ist natürlich klar, wer 

Schuld hat  und zwar im Zweifelsfall  immer die  Behörde.“  (Kühne in:  Anhang -  Video (4.1)  -  

00:24:18  min.).  Die  vorrangig  ästhetisch  orientierte  Locationwahl  der  Szene  steht  also  im 

prinzipiellen  Gegensatz  zur  Sicht  einer  Stadtverwaltung,  die  sich  an  Funktionalität  und 

zweckbestimmter Nutzung ausrichtet (siehe Schwanhäußers Thesen Punkt 4). Und nicht zuletzt 

das vom Konzept der TAZ inspirierte Projekt der Verflüssigung einer räumlichen und sozialen 

Ordnung (Punkt 5) ist dem Risiko ausgesetzt, als Ordnungswidrigkeit einen staatlichen Eingriff zu 

provozieren. Missverständnisse sind also vorprogrammiert – dennoch können in der Praxis auch 

Schnittmengen zwischen Szene-Ästhetik  und räumlicher Funktionalität  gefunden werden,  wie 

nicht zuletzt die Clubs der Hauptstadt auf ihre Art beweisen.

Im  Gegensatz  zum  Projekt  des  Techno  Underground hat  sich  allerdings  in  ihnen  die  Raum-

Verwandlung im wochenendlichen Turnus institutionalisiert und ist zum Raum-Zweck geworden. 

Auf  der  Grundlage  der  Clubs,  in  denen  Verwandlung  regelmäßig,  stets  ähnlich  und  geplant 

betrieben wird, wo also im ursprünglichen Sinne gar keine großen Verwandlung mehr stattfindet, 

verdichtet sich die Verwandlung auf ihr ästhetisches Erscheinungsbild; sie wird oberfächlich, und 

kann zugleich an ihrer Oberfläche perfektioniert werden. 

Dies bringt eigene Vorteile mit sich, ist allerdings nur von bedingtem Interesse für die Free Open 

Air Szene. Denn Dilettantismus ist für sie nicht zwangsläufig ein Mangel; er ist ein bewusster 

Kontrapunkt und erfüllt einen Zweck (Punkt 3).

Der  Ablehnung,  ein  Kunst-  bzw.  Erlebnisprodukt  vorzufertigen,  um  die  Erwartungshaltung 

passiver  Zuschauer  zu  bedienen,  steht  eine  positive  Haltung  zu  Spontanität,  Zufall  und 

Improvisation  gegenüber.  Ein  entsprechender  Widerspruch  herrscht  also  dazu,  vordefinierte 

(bzw.  ausgewiesene)  Räume  zu  bespielen,  fremdgestellten  Regeln  zu  folgen  und  gegenüber 

Partyteilnehmern  eine  aufseherische  Position  einzunehmen  (Punkt  5).  Diesbezüglich  zeigten 

einige Free Open Air Veranstalter offenes Misstrauen. Dabei geht es allerdings weniger darum, 

das Veranstaltende nicht bereit wären, richtiges von falschem Verhalten zu trennen, sondern 

darum, dass sie diese Entscheidung im Einzelfall selbst ermessen und nicht zu Ausführern von 

Gesetzen werden wollen.

Entlang dieses Selbstverständnisses entfaltet sich nun ein zentraler Konflikt um Free Open Airs: 

dass sie nämlich, anstatt einen freien Raum zu schaffen, in Wirklichkeit einen gesetzlosen Raum 

öffnen; dass also der Begriff "kreatives Chaos" letztlich nichts weiter sei,  als ein inhaltsleerer 

Euphemismus für  vermüllte Grünflächen und adoleszentes Rebellentum. Interessant  ist,  dass 

diese Kritik eben nicht alleine von außen auf die Szene gerichtet, sondern um nichts weniger von 

den Szeneakteuren selbst  gegenüber anderen Veranstaltern und Party-Teilnehmern vertreten 

wird. Im Protokoll einer Round Table Sitzung heißt es:

„(...)  immer  wieder  haben  unerfahrene  Veranstalter  in  den  letzten  Jahren  diese 

Air Szene widerspiegelt. Die neu geschaffene Förderinstitution Musicboard Berlin zeigt allerdings Ansätze 
eines politischen Bewusstseinswandels (vgl. Online: Musicboard Berlin).
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ungeschriebenen  Regeln  missachtet:  Plätze  in  der  Natur  wurden  voller  Müll 
zurückgelassen, zu viele Gäste wurden eingeladen, die Open Airs eskalierten. Dies führte 
zu einem schlechten Ruf in Presse und Politik für die gesamte Szene, obwohl nur Einzele 
daran beteiligt waren“ (Online: Clubcommission (2)).

Die  letztlich  durchgesetzte  Strategie  einer  gemeinsamen  Werte-Charta  basiert  auf  einer 

Argumentation, die Breinl griffig formuliert:

„Der  freie Raum wird auch oft  in  dem Sinne missverstanden,  dass alle  tun und lassen 
können,  worauf  sie  Lust  haben.  Dieser  Freiheitsaspekt  stellt  prinzipiell  eine 
Grundforderung der Free Tekno-Bewegung dar, darf aber nicht losgelöst von bestimmten 
Vereinbarungen verstanden werden. Andernfalls besteht die Gefahr, dass der rechtsfreie 
Raum  schnell  in  ein  Recht  des  Stärkeren  umschlägt,  wodurch  wieder  hierarchisches 
Denken und unterdrückende Verhaltensweisen gefördert werden" (Breinl 2012:128).

Der  Titel  der  gemeinsamen  Charta,  Freiwillige  Selbstverpflichtung,  vermittelt  mit  fast  schon 

bemühter  Deutlichkeit  die  Idee  der  selbstauferlegten  Verpflichtung  zu  eigentlichen 

Selbstverständlichkeiten.  Da die  Charta  jedoch auch hinsichtlich  ihrer  Außenwirkung  verfasst 

wurde,  wirkt  ihre  Sprache einigen Szeneakteuren weiterhin  befremdlich.  Als  guten Vergleich 

kann man sich hierzu den Tekaloge (von „Tekno“ und „Dialogue“) auf Seite 44 ansehen.

Zuletzt  möchte  ich  noch  einen  Kontrastpunkt  zu  dem  Gesagten  setzen.  Denn  obwohl  viele  

subkulturelle Werte in die Berliner Free Open Air Initiative einflossen, ist es unübersehbar, dass 

die Popularisierung von Techno-Events stetig zunimmt. Dieser Zuwachs von Veranstaltern und 

Teilnehmern kommt letztlich aus keiner Nische, sondern aus der gesellschaftlichen Mitte selbst. 

Wenngleich  also  subkulturelle  Diskurse  weiterhin  starken  Einfluss  auf  Einstellungen  und 

Handlungsweisen von Free Open Air Veranstaltern haben, verbinden vergleichsweise wenige mit 

ihren  Events in  erster  Linie einen  künstlerischen  oder  symbolischen  Protestakt.  Die  Berliner 

Initiative  tut  nichts  weiter,  als  dies  widerzuspiegeln,  indem  sie  keinen  politischen 

Konfrontationskurs vertritt, sondern ihre Forderungen begrenzt auf „die Öffnung und Akzeptanz 

des  öffentlichen  Raums  als  Freiraum  für  musik-kulturelle  Freiluftveranstaltungen“  (Online: 

Clubcommission (3)). Man sollte sich von dem Gedanken verabschieden, dass Free Open Airs 

durchwegs  rebellische  Aktionen  von  "Chaoten"  sind.  Viel  eher  sollte  das  Veranstalten  und 

Mitgestalten  von  Partys  als  das  breiteste  und  lebendigste  soziokulturelle  Hobby  der  jungen 

Berliner Bevölkerung betrachtet werden.
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4.Handlungsempfehlungen

Zum Abschluss  meiner Arbeit  kehre ich zurück zur  Frage,  mit  der  sie  begonnen hat.  Welche 

Handlungsoptionen  gibt  es,  um  mit  dem  kreativen  Chaos  der  Berliner  Techno-Szene  zur 

Vermeidung  von  Konflikten  besser  umzugehen?  Als  Problemfelder,  auf  die  diese  Frage 

angewandt werden muss, haben sich drei Gruppen herauskristallisiert: 

• Veranstalter und Teilnehmer von Free Open Airs (die Szene),

• Politik und Verwaltung

• sowie der öffentliche Raum selbst.

Zunächst  richtete ich  meine Frage auf  die  Free Open Air  Szene.  Was  kann sie  tun,  um ihre  

Veranstaltungen besser in die Rahmenbedingungen des öffentlichen Raums einzufügen? In den 

Berliner Diskussionsrunden zeigte sich,  dass ein Teil  der  Konflikte schlichtweg aus fehlendem 

Problembewusstsein  und  mangelnder  Handlungskompetenz  herrührt.  Spielorte  können 

überlegter ausgewählt, Müllvermeidungsstrategien angewendet und Soundsysteme intelligenter 

ausgerichtet werden. Um auf diese und weitere Punkte hinzuarbeiten, verfasste die Berliner Free 

Open Air Initiative eine gemeinsame Werte-Charta, eine praktische Checkliste für Veranstalter 

und führte ein Workshop-Programm durch, durch das rund 120 Teilnehmern der Veranstalter 

Pass verliehen wurde. 

Gerade wegen der Fluidität der Szene ist es jedoch wichtig, dass diese Einzelprojekte in einen 

dauerhaft angelegten Prozess eingebunden werden, in dessen Rahmen ein Netzwerk zwischen 

Veranstaltern gebildet  wird,  negative  Entwicklungen früh  diskutiert  und  innovative  Lösungen 

selbstbestimmt erarbeitet werden können. 

Insbesondere gilt es auch einen Anknüpfungspunkt für unerfahrene Nachwuchsveranstalter zu 

schaffen und sie von Beginn an in den gemeinsamen Wertediskurs einzubinden. In Berlin sollten 

die aufgebauten Netztwerkstrukturen deshalb unbedingt gefestigt werden, sonst werden sich die 

angestoßenen Bemühungen um gemeinsame Werte und Spielregeln mittelfristig nicht durch-

setzen. Über die Verstetigung der Arbeit hinaus erscheint es sinnvoll, auch aktiv auf junge Men-

schen (beispielsweise die Abschlussjahrgänge von Schulen) zuzugehen, sie über die Beratungsan-

gebote des Netzwerks zu informieren und frühzeitig soziokulturelle Kompetenzen zu vermitteln. 

Die  Berliner  Free  Open Air  Initiative  hat  also  gezeigt,  dass  es  zahlreiche  Möglichkeiten gibt, 

Konflikte  durch  überlegteres  Handeln  zu  vermeiden,  ohne  dass  Free  Open  Airs  dadurch 

notwendiger Weise ihre Spontanität und ihren Charme verlieren. Geplantes Chaos ist damit ein 

"sowohl, als auch", kein Widerspruch.

Berlins Politik und Verwaltung kann diesen Prozess unterstützen. Zunächst hat sich anhand der 

bereits evaluierten Modellprojekte in Zürich und Halle gezeigt, dass der Abbau von Verboten in 

Verbindung mit  der Festlegung klarer  und zugleich liberaler Spielregeln Konflikte entschärfen 

kann.
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Wie am Fallbeispiel Bremens deutlich wurde, ist es - damit diese Spielregeln auch anerkannt 

werden - jedoch unerlässlich, dass sie auf Augenhöhe mit bzw. tendenziell sogar von der Szene 

verfasst werden. Hierfür müssen jedoch zunächst Strukturen geschaffen werden, über die sich 

die Szeneinteressen vergemeinschaften. Anders gesagt: Es braucht einen klaren, repräsentativen 

und handlungsfähigen Ansprechpartner auf Seiten der Veranstalter. 

Gerade  bei  non-kommerziellen,  wenig  professionalisierten,  fluiden  und  daher  nur  lose 

organisierten Szenen wie der Free Open Air Szene ist es jedoch illusorisch anzunehmen, dass sich 

stabile Strukturen von alleine und dauerhaft ausbilden können - den Akteuren fehlt schlichtweg 

die Zeit neben Veranstaltungsprojekten und Beruf. Es muss also eine bezahlte Stelle eingerichtet 

werden, die die grundlegende Organisationsarbeit des Netzwerks übernimmt. Diese Stelle sollte 

an einen intermediären Partner angegliederte werden wie die Clubcommission oder das Berlin 

Musicboard. Darüber hinaus benötigt die Stelle weitere Gelder, um handlungsfähig zu sein; um 

Info-Material zu erstellen, Netzwerkveranstaltungen zu organisieren und Forschungsprojekte zu 

initiieren.  Inwieweit  die  finanziellen Mittel  hierfür  ganz  oder teilweise  aus der  Techno-Szene 

selbst  (insbesondere  der  Clubbranche)  generiert  werden  können,  sollte  im  Sinne  ihrer 

Unabhängigkeit  geprüft  werden.  Dass sich die öffentliche Hand an diesem Projekt  beteiligen 

müsste, erscheint aber wahrscheinlich.

Ein  letzter  Fragenkomplex  weist  in  eine  ganz  andere  Richtung  und  ist  deshalb  besonders 

interessant. Er sucht in erster Linie nicht nach einer Verhaltensänderung der städtischen Akteure, 

sondern zielt auf eine Umgestaltung des  Stadtraums als Reaktion auf das faktische Verhalten 

dieser Akteure. Es geht dabei also nicht darum, ob Free Open Airs ordnungswidrig sind, sondern 

ob die öffentliche Ordnung noch zeitgemäß ist. Wie kann sich der öffentliche Raum also den 

Menschen anpassen und wie können damit Konflikte behoben werden? Wie sehr muss Chaos 

geplant werden - und wie sehr kann es nicht auch räumlich eingeplant werden?

Das Thema Lärmdämmung als Kriterium in die 

zukünftige Gestaltung von Parks aufzunehmen, 

erscheint  vor  diesem  Hintergrund  zwingend 

notwendig.  Gerade  in  weitläufigen  Parks,  die 

Raum  zu  angrenzenden  Anwohnern  schaffen, 

sollten  in  diesem  Sinne  Eventflächen 

eingerichtet werden. Fragt sich nur: Wo macht 

man den Anfang? Einen idealen Ort, die Vision 

freier Veranstaltungsflächen für die Soziokultur 

zu  erproben,  bietet  der  Spreepark  im  Bezirk 

Köpenick. Nachdem das Areal lange Zeit in Privathand war und verwitterte, trat es erst kürzlich 

zurück  in  kommunalen  Besitz.  Wie  der  für  die  Neugestaltung  des  Spreeparks  zuständige 

Köpenicker Baustadtrat Rainer Hölmer in einem Radiointerview erklärte, zielen die derzeitigen 

Planungen  auch  bereits  auf  die  Einrichtung  eines  "Kulturparks"  für  niedrigschwellige 

Kulturprojekte "mit Theater, mit kleinen Musikveranstaltungen, Varieté, also Bühnenprogramme 
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areal „Spreepark“ in Berlin-Köpenick.



– da sind der (...) Phantasie erstmal keine Grenzen gesetzt" (Online: Flux FM).

Gerade  wegen  der  unter  2.2.2  sowie  3.3.3.2  besprochenen  Bedeutung  der  räumlichen 

Atmosphäre böte der Park – mit seinen aus der Zeit gefallenen, verrosteten Achterbahnen und 

Karussellen  –  ideale  Voraussetzungen  für  die  Free  Open  Air  Szene.  Zugleich  sollten 

Vorkehrungen,  bspw.  zum  Schallschutz,  möglichst  unauffällig  in  die  natürliche  Umgebung 

eingebunden  werden;  d.h.:  besser  begrünte  Erdwälle  oder  Kuhlen,  umrandet  von  dichter 

Bepflanzung,  als  Betonmauern mit  Bolzplatzstimmung.  Ebenso ist  wegen der  ebenfalls  unter 

2.2.2 erwähnten Furcht vor "Ballermannisierung" eine dezidierte Ausweisung dieser Flächen als 

"Eventflächen" oder "Open Air Plätze" zu vermeiden – insbesondere, solange die Zahl solcher 

Flächen  im  Stadtraum  noch  gering  ist.  Statt  dessen  könnte  im  Allgemeinen  darauf  gezielt 

werden, dass sich die Tauglichkeit solcher Orte von alleine herumspricht, Lärmklagen und andere 

Konflikte  durch  die  getroffenen  Vorkehrungen  zurückgehen  und  Ordnungskräfte  bei 

Veranstaltungen  in  diesen  Bereichen  zurückhaltender  agieren  können,  um  damit  die  legale 

Grauzone als Spielraum für Events zu erweitern. 

Der  erste  Schritt  ist  also  die  Schaffung  räumlicher  Rahmenbedingungen  dafür,  dass  kleine, 

soziokulturelle Veranstaltungen wie Free Open Airs unangemeldet stattfinden können, ohne ein 

großes  Konfliktpotenzial  zu  erzeugen.  Denn  solange  dies  nicht  der  Fall  ist,  müssen  die 

gesetzlichen Spielregeln notwendiger Weise restriktiv sein und werden in letzter Konsequenz von 

den soziokulturellen Akteuren nicht anerkannt werden. Das ist genau die Situation, in der sich 

Berlin  befindet  und  die  auch  in  Zürich  nicht  gelöst  wurde.  In  Halle  zeigt  sich  hingegen ein 

positiveres Bild.

Die freie Nutzung des öffentlichen Raums für Free Open Airs ohne Anmeldung und steuernde 

Instanz  wurde  zwar  als  Kernforderung  der  Berliner  Free  Open  Air  Szene  formuliert,  jedoch 

befanden  sich  die  Diskussionsteilnehmer  auch  stets  im  Zwiespalt  darüber,  ob  wirklich  alle 

Veranstalter  dieser  Verantwortung  gerecht  werden  können.  Nicht  zuletzt  deswegen  wurde 

ebenfalls eine eindeutige Legalisierung von Free Open Airs abgelehnt. Das Ergebnis ist letztlich 

ein Eiertanz irgendwo in der Mitte zwischen Recht und Unrecht,  nämlich in der "rechtlichen 

Grauzone".

In  Zürich,  Halle  und  Bremen  wurde  hingegen  die  Kooperation  mit  der  Verwaltung  als 

Steuerungsinstanz  gesucht,  ein  reformiertes  Bewilligungsverfahren  erarbeitet  und  klare 

Rechtsverhältnisse geschaffen. Die Rolle der Verwaltung unterscheidet sich jedoch in den drei  

Modellen ganz erheblich darin, wie stark sie als Kontrollinstanz auftritt (Halle ist am liberalsten,  

Bremen am restriktivsten), inwiefern sie sich eher als Partner oder Aufseher versteht (hier zeigt 

Zürich Vorteile)  und inwieweit  Szenegruppierungen in  die  Ausgestaltung der  Regeln  für  Free 

Open Airs einbezogen wurden. Dabei scheint das liberalste und partizipativste Projekt in Halle 

nicht nur die breiteste Akzeptanz von der lokalen Szene zu erhalten, es war auch das bislang 

wirkungsvollste  zur  Minderung  der  Konflikte  und  damit  das  politisch  erfolgreichste.  Eine 

Zusammenarbeit  mit  der  Szene  auf  Augenhöhe  zeigt  also  deutliche  Vorteile.  Denn:  Wer 

mitentscheidet muss auch mitziehen und mitverantworten.

Für das erkennbare Bedürfnis in der Bevölkerung nach Spontanität und kreativer Nutzung des 
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öffentichen Raums können also Rahmenbedingungen geschaffen werden. Auch hier zeigt sich: 

Planung muss nicht in Gegnerschaft zu Chaos stehen, wenn letzteres von allen Beteiligten unter 

seinen positiven Gesichtspunkten verstanden wird.

Berlin jedoch ist von einer partizipativen Stadtraumverwaltung auch nach der Debatte um Free 

Open Airs noch weit entfernt. Weiterhin kennzeichnet sich das kommunale Steuerungsgeschick 

durch eine wachsende Diskrepanz zwischen dem, was im öffentlichen Raum passieren soll und 

dem,  was  faktisch  passiert.  Geregelt  wird  damit  nur,  wer Veranstaltungen  legal  durchführt 

(neben Veranstaltern von politischen Versammlungen v.a. kapitalstarke Großereignisse) und wer 

illegal (weite Teile der non-kommerziellen Soziokultur); auf das eigentliche städtische Geschehen 

nimmt man dadurch keinen oder zumindest  keinen konstruktiven Einfluss.  Die festgefahrene 

Wahrnehmung, dass die seit über 25 Jahren in Berlin existierenden Free Open Airs bis heute 

"Sondernutzungen"  und "Ordnungswidrigkeiten"  darstellen,  ist  nicht  zuletzt  Spiegelbild  einer 

elitären  Kultur-  und  Stadtraumpolitik,  die  den  -  angeblich  doch  kaum  zu  überhörenden?  -  

Zeitgeist komplett verschlafen hat und wohl dachte, das Volk würde der Eventisierung wie im 

Theatersaal zuschauen und zufrieden sein mit dem, was die Oberen ihm vorspielen. 

Allerdings: Auch die Free Open Air Initiative hat klare Vorschläge in diese Richtung durch ihre 

Strategie  vermissen  lassen.  Ohne  eine  verbindliche  Zusammenarbeit  öffnet  sich  nun  die 

Möglichkeit, dass sich Politik, Verwaltung und Szene den schwarzen Peter weiterhin gegenseitig 

zuschieben werden, ohne dass auch nur ein Dämmwällchen aufgeschüttet wird. Beiderseitige 

Verantwortung  für  ein  gemeinsames  Reformprojekt  hätten  einen  deutlich  größeren 

Handlungsdruck  erzeugt,  als  voneinander  getrennte  Initiativen.  Dies  sollte  für  das  weitere 

Vorgehen bedacht werden.

5.Ausblick

Eines der schwersten Hindernisse zur Umgestaltung des öffentlichen Raums wird wie immer die 

Finanzierung sein. In diesem Punkt zeigen sich aber durchaus Lösungspotenziale. Zunächst dient 

der eingangs erwähnte Spreepark nicht zuletzt deshalb als ideales Pilotprojekt, weil für seine 

Neugestaltung bereits Gelder angesetzt sind. Hier handelt es sich tatsächlich nur noch um eine 

Frage der zündenden Idee und des politischen Willens. 

Unterstützt  werden  kann  dieser  Prozess  durch  einen  weiteren  Vorschlag  der  Berliner  Land-

schaftsplanerin  Birte  Jung.  Sie  stößt  im  Rahmen  ihrer  noch  nicht  abgeschlossenen 

Promotionsforschung zur Umgestaltung des öffentlichen Raums in Reaktion auf die Eventisierung 

den Gedanken an, über eine Umlagegebühr für kommerzielle Großveranstaltungen Finanzmittel 
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zur  Förderung  kleiner,  lokal  initiierter  Events  im  öffentlichen  Raum  zu  generieren.43 

Grundgedanke dieses Ansatzes ist, dass der öffentliche Raum im Zuge der Eventisierung in immer 

stärkerem  Maße  von  kapitalstarken  Akteuren  nach  kommerziellen  Interessen  gestaltet  wird.  

Über  die  Umlage  soll  also  den  Gestaltungsansprüchen  kapitalschwacher  Interessensgruppen 

größerer Einfluss  gewährt werden.

Schon einmal gab es einen Vorschlag der in diese Richtung wies: die City Tax, auch bekannt als 

"Bettensteuer". Ursprünglich sollten 50% ihrer Einnahmen mehrheitlich in die Freie Kulturszene 

fließen, um die Rahmenbedingungen für Kulturschaffende zu verbessern (vgl.  Online: Berliner 

Zeitung). Pünktlich zur Einführung wurde dieser Plan verworfen und mit den Geldern lieber die 

Schulden des Landes getilgt  (vgl.  Online:  Koalition Freie Szene (2)).  Wer solch klare Chancen 

bewusst auslässt, kann sich letztlich nicht mehr auf das Argument mangelnder Finanzen stützen. 

Dann ist es eine Frage des politischen Willens. Die Lage der Free Open Airs in Berlin sind ein  

weiteres Argument, diesen Willen aufzubringen.

Denn am Ende gilt:  Je besser der öffentliche Raum auf Events vorbereitet  ist,  desto weniger 

Steuerung braucht es. Anstatt Gelder in Großereignisse einerseits und eine mit der Ablehnung 

von Kleinanträgen beschäftigte Verwaltung andererseits zu stecken, sollte also in den öffentlichen 

Raum investiert werden, mit dem Ziel, Freiräume zu öffenen, Konfliktpotenziale zu senken, An-

träge überflüssig zu machen und die Bevölkerung selbst die Stadt zum Event machen zu lassen. 

Ob am Ende die Vision freier Flächen für Musik und Soziokultur wahr werden kann, lässt sich im 

Rahmen dieser Ideensammlung nicht abschließend beurteilen. Viele Voraussetzungen müssten 

dafür zunächst erfüllt werden. Meiner Endeinschätzung nach stecken jedoch folgende Punkte 

einen denkbaren Weg ab:

Erstens  müssen  Veranstalter  und  Teilnehmer  von  Events  die  Kompetenzen  für  eine 

verantwortungsvolle Nutzung des öffentlichen Raums besitzen; ein Ziel,  das im Kontext einer 

breiten,  heterogenen  und  fluiden  Veranstalterszene  nicht  einfach  passiert,  sondern 

kontinuierliche  Arbeit  verlangt.  Ohne  dass  jedoch,  zweitens,  wieder  veranstaltungstaugliche 

Freiräume geschaffen werden, lassen sich die Konflikte nicht lösen. Diese müssen vor allem in 

ausreichender  Anzahl  vorhanden  sein,  damit  sie  im  Einzelnen  nicht  zu  stark  beansprucht 

werden.  Zu  deren  Ausgestaltung  müssen  drittens  Mitbestimmungsstrukturen  ausgebaut 

werden,  die  einer  Zusammenarbeit  zwischen  Politik,  Verwaltung,  Szene  und  der  weiteren 

Zivilgesellschaft die Grundlage bieten. Viertens gibt  es auch im Modell der legalen Grauzone 

Stellschrauben, an denen die juristische Rahmenbedingungen reformiert werden können, um 

bestehende  soziokulturelle  Praktiken  zu  entkriminalisieren  und  zugleich  für  alle 

Anspruchsgruppen  anerkennenswerte  Grenzen  zu  definieren.  Schließlich  müssen,  fünftens, 

finanzielle Mittel zur Umsetzung dieser Vorhaben bereitstehen. 

Wem, wenn nicht der Stadt des Wandels, sollte man so ein Projekt zutrauen können?

43 Mündliche Korrespondenz am 22.04.2014 und E-Mail Korrespondenz am 21.07.2014.
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I.Anhang:
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